
4 von 10 österreichischen 
Haushalten leben in Miet-
wohnungen. In Groß-
städten sind es deutlich 
mehr, in Wien sogar 8 
von 10. Wer wenig ver-
dient, wohnt besonders 
oft zur Miete. Bis zu 40% 
des Monatseinkommens 
gehen dafür drauf. Das 
liegt an den steigenden 
Kosten und am niedri-
gen Lohnwachstum. Des-
halb brauchen wir Kämp-
fe für höhere Löhne und 
den Aufbau einer aktiven 
Mieter*innenbewegung. 
Beides gehört zusammen. 

Die Bundesregierung 
möchte Gemeinde- und 

geförderte Wohnungen 
privaten Miethaien und 
Spekulation überlassen. 
In Wien will die ÖVP Ge-
meindewohnungen für 
den Verkauf öffnen. Für 
Altbauten soll das Lage-
zuschlagverbot wegfal-
len. Das heißt: Liegt dei-
ne Altbauwohnung in der 

Nähe von Park oder U-
Bahn, kann sie bald deut-
lich teurer werden. All das 
ist Teil einer geplanten 
Mietrechtsreform. Die hat 
Schwarz-Blau den Immo-
bilienhaien versprochen, 
denn diese haben mit Mil-
lionen deren Wahlkampf 
finanziert.  

3 von 4 neu abgeschlos-
senen Mietverträgen im 
privaten Wohnungsbe-
reich sind befristet, was 
Mieter*innen erpressbar 
macht. Vermieter*innen 
können die Mieten in die 
Höhe treiben und sich 
um Reparaturen drücken. 
Mieter*innen unterschrei-

ben den neuen Mietver-
trag, oder sie fliegen raus. 
In Berlin wehren sich die 
Mieter*innen und fordern 
die Enteignung der großen 
Miethaie (mehr auf Seite 
12). Das brauchen wir auch. 

Seit Jahren werden kaum 
Gemeindebauten mehr ge-
baut. Es herrscht Mangel, 
den SPÖ und Grüne durch 
Zugangsbeschränkungen 
managen. Die Arbeiter-
kammer fordert den Neu-
bau von 9.000 geförder-
ten Wohnungen pro Jahr 
allein für Wien. Das „rote“ 

Wien schafft nicht einmal 
das und trägt  so zur Woh-
nungsnot bei. Nötig wäre 
als erster Schritt ein mas-
siver Neubau von Gemein-
dewohnungen. Die Forde-
rung ist populär - in Salz-
burg konnte KPÖ Plus mit 
der Forderung nach 10.000 
neuen Gemeindewohnun-
gen in 10 Jahren in den 
Stadtrat einziehen. Diesen 
Schwung gilt es zu nutzen 

– für eine Bewegung von 
Gewerkschafter*innen, 
jungen Menschen und 
Mieter*innen, um die Mil-
liarden von den Reichen 
zu erkämpfen, die wir für 
menschenwürdiges Woh-
nen brauchen.

Christian Bunke

Die SLP fordert:
 F Befristete Mietver-
träge verbieten
 F Keine Privatisierung 
im Gemeindebau
 F Für ein massives 
Bauprogramm von 
Gemeindewohnungen
 F Leer stehende Häuser 
in Gemeindeeigentum 
überführen
 F Spekulant*innen 
enteignen
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Was tun mit „Gefährdern“?
Asylwerber*innen sollen per Verdacht in Siche-
rungshaft genommen werden. Das zeigt die 
Scheinheiligkeit der Regierung: Sie präsentiert 
sich als Unterstützer von Sicherheit, obwohl sie 
z.B. gerade bei Frauen Maßnahmen setzt, die ge-
nau diese reduzieren. Die rassistische Maßnah-
me kann auf alle ausgeweitet werden, die der 
Regierung in die Quere kommen.                     Seite  2 

Mieter*innen im Widerstand
In deutschen Städten fehlen derzeit eine Milli-
on Wohnungen und die Mieten explodieren. Es 
formiert sich eine Mietenbewegung. Die zahl-
reichen Mieter*inneninitiativen fangen an, sich 
bundesweit zu vernetzen und es gibt große De-
monstrationen. Ursel Beck, selbst Aktivistin in 
Stuttgart berichtet über die Bewegung und die 
Forderungen nach Enteignung.                       Seite   12

Schwerpunkt
Noch vor kurzem blickten 
viele hoffnungsvoll auf lin-
ke Regierungen in Vene-
zuela, Bolivien und Grie-
chenland. Warum liegen 
dann heute bei Wahlen die 
Rechten oft vorne?             
                                Seiten 7-10

Schwarz-Blau will den Wohnungsmarkt
weiter für Privatisierung, 
Spekulation und Mietwucher öffnen.
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Spekulation & Mietwucher: 
Profiteure enteignen
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von Sonja Grusch  Die Mindest-
sicherung soll ab 2020 (wie-
der) Sozialhilfe heißen. Hat 
sie schon bisher nicht das 
Mindeste zum Leben nötige 
gesichert, so ist sie künftig 
weder sozial, noch eine aus-
reichende Hilfe. Die Regie-

rung arbeitet mit dem Klischee der migrantischen 
Großfamilie, die kein Deutsch kann, aber mit vie-
len Kindern dem Staat auf der Tasche liegt. 

Die weitere Kürzung wird Menschen (weiter) in die 
Armut treiben und zur Schwarzarbeit zwingen, 
v.a. weil Kickl Asylwerber*innen zum Lohndum-
pen zwingen will. Sie wird Frauen (und Kinder) 
in gewalttätigen Beziehungen halten. Sie wird Be-
hinderte noch stärker entmündigen. Und sie ist 
super lukrativ für Unternehmen. Weil dadurch 
Geld frei wird für die geplante steuerliche Entlas-
tung von Unternehmen. Und weil Menschen, je 

verzweifelter sie sind, umso eher bereit sind, auch 
die mieseste, gefährlichste Arbeit anzunehmen.  
Der ÖGB hat sich in Presseaussendungen gegen 
die Reform ausgesprochen. Viel niedrigschwelli-
ger kann Protest kaum sein. Wenn die schaumge-
bremste Politik des ÖGB nicht so gefährlich wäre, 
könnten wir uns aufs Fremdschämen beschrän-
ken. Die abgehobene Gewerkschaftsführung mit 
ihren Einkommen von monatlich einigen Tausend 
Euro lässt – wieder einmal – die Mitgliedschaft im 
Stich. Und zwar alle, nicht nur „die Ausländer“, 
von denen sie immer noch so tut, als ob man sich 
um sie nur „zusätzlich“ zu den „eigenen“ küm-
mern müsse, anstatt endlich zu verstehen, dass 
die Arbeiter*innenklasse in Österreich ALLE um-
fasst, die nichts zu verkaufen haben als ihre Ar-
beitskraft. Schon längst ist klar: Mit dieser Ge-
werkschaftsführung ist kein Kampf zu gewinnen. 
Wir brauchen eine andere, um die Gewerkschaf-
ten zu den dringend nötigen Kampforganisatio-
nen zu machen!

Wenn Frauen eine Anzeige 
erstatten, wird dieser oft 
nicht nachgegangen bzw. 
erst gehandelt, wenn es 
zu spät ist. Die verständ-
liche Hoffnung mancher 
ist, durch die Sicherungs-
haft jene, die Gewaltta-
ten androhen, wegsperren 
zu können. Doch der Re-
gierung geht es nicht da-
rum, Gewalt gegen Frau-
en tatsächlich zu bekämp-
fen. Durch die Fokussie-
rung auf Asylwerber, vor 
denen  „unsere“ Frauen 
geschützt werden müssen, 

wird von der Tatsache ab-
gelenkt, dass der absolu-
te  Großteil der Täter aus 
dem unmittelbaren fami-
liären Umfeld kommt, egal 
welcher Herkunft. Wo-
mit kann Gewalt an Frau-
en tatsächlich entgegenge-
wirkt werden? Durch so-
ziale Sicherheit wird die 
finanzielle Abhängigkeit 
beendet, die es oft unmög-
lich macht, einer gewalttä-
tigen Beziehung zu entflie-
hen. Ein Mindestlohn von 
1.700 ist dabei eine zentrale 
Forderung.

Sicherungshaft reduziert 
Gewalt gegen Frauen nicht

Rassismus als Grundzutat 
von Regierungsmaßnahmen

Sozialhilfe als 
Erpressungsinstrument
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Wie bei anderen Maßnahmen 
(z.B. Mindestsicherung) 
auch, werden Kürzun-
gen und Repressalien zuerst 
bei Asylwerber*innen und 

„Ausländern“ „ausprobiert“, 
bevor sie auf die ganze Be-
völkerung übertragen wer-
den. Statt sich tatsächlich 
mit der Ursache von Prob-
lemen zu beschäftigen, soll 
eine ganze Bevölkerungs-
gruppe als Sündenbock her-
halten. Durch Beschrän-
kung auf die Inhaftierung 
von „potenziell gefährlichen“ 
Asylwerber*innen wer-

den alle Asylwerber*innen 
als gefährlicher als der Rest 
der Bevölkerung abgestem-
pelt. Rassismus - und die 
Regierung kann weiterma-
chen frei nach dem Mot-
to „wenn sich zwei strei-
ten freut sich der Drit-
te“. Die Gewerkschaft 
schweigt, obwohl der Ab-
bau demokratischer Rechte 
sich immer auch gegen die 
Arbeiter*innenbewegung 
richtet, beginnend bei 
Arbeiter*innen ohne Staats-
bürgerschaft – aber nicht 
dort stehenbleibend.

Asylwerber*innen sollen 
nunmehr per Verdacht, 
ohne dass eine Straftat be-
gangen wird, eingesperrt 
werden. Das plant zumin-

dest FPÖ-Innenminister 
Kickl mit der Einführung 
der Sicherungshaft. Sein 
Vorschlag wird von vielen 
Seiten mit Entsetzen ent-
gegengenommen. Härte-
re Strafen reduzieren nicht 
die vorhandene Kriminali-
tät und Gewalt - das zeigen 
unzählige Untersuchun-
gen. 

Die Sicherungshaft zeigt 
die Scheinheiligkeit der 
Regierung auf: Sie präsen-

tiert sich als Unterstützer 
von Sicherheit, obwohl sie 
auf verschiedenen Ebenen 
Maßnahmen setzt, die ge-
nau diese reduzieren. Ziel 

ist es, den Repressionsap-
parat auszubauen. Durch 
die Sicherungshaft gibt die 
Regierung also schlicht vor, 
Probleme zu lösen, die sie 
eigentlich selbst geschaf-
fen hat. Die Darstellung 
von Asylwerber*innen 
als potenziell gefährlich 
liegt ganz im Sinne ihrer 
rassistischen Propagan-
da und lenkt von ihrer ei-
gentlichen Politik ab. Die 
ist nämlich Sozialabbau 

zugunsten der Reichen, 
nicht der Wähler*innen. 
Obwohl Kickl jetzt ver-
sichert, dass die Maß-
nahme „nur“ gewalttäti-
ge Asylwerber*innen be-
trifft, so kann die Rege-
lung sehr schnell auch auf 
andere Gruppen, wie z.B. 
linke Aktivist*innen und/
oder auf kämpferische 
Gewerkschafter*i n nen 
ausgeweitet werden, so-
fern diese zu einem Pro-
blem für die Regierung 
werden. Um die Umset-
zung der Sicherungshaft 
und die benötigte Verfas-
sungsänderung zu verhin-
dern, reicht es nicht, auf 
eine Ablehnung durch SPÖ 
und NEOS im Parlament zu 
hoffen. Wir müssen selbst 
aktiv werden und Druck 
auf der Straße und von un-
ten aufbauen.

 Monika Jank

„Sicherungshaft“ - Eine rassistische 
Maßnahme, die letztlich auf alle 
ausgeweitet werden kann.

Was tun mit „Gefährdern“?
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Wachsender Nationa-
lismus liegt weniger an 
Flüchtlingspolitik oder 
Brüsseler Bürokratie, 
sondern hat v.a. wirt-

schaftliche bzw. sozi-
ale Gründe. Die EU ist 
als Ganzes so ausgelegt, 
dass v.a. große Konzerne 
profitieren. Sie ist kei-
ne „Sozialunion“, son-
dern setzt auf Kürzungs-
politik – je schwächer die 
Wirtschaft, um so bruta-
ler. Insbesondere der Eu-
ro ist ein Schönwetter-
projekt, das mit der Krise 
die Gegensätze zwischen 
den Staaten deutlicher 
zeigt. Die stärksten Wirt-
schaftsnationen haben 

profitiert: Seit der Euro-
einführung hat Deutsch-
land 1,9 Billionen ge-
wonnen, Frankreich 3,6 
und Italien 4,3 Billionen 

verloren. Kein Wunder, 
wenn sich die Menschen 
in Italien, Griechenland 
oder Spanien fühlen, als 
ob sie Kolonien Deutsch-
lands wären. Griechen-
land wurde zur Profitsi-
cherung deutscher und 
französischer Banken 
geplündert, die Leute in 
Armut gestürzt. Das gibt 
nationalistischer Stim-
mung Auftrieb. Nicht 
vergleichbar aber sind 
der rassistische, proka-
pitalistische Nationalis-

mus rechter und rechts-
extremer Parteien wie 
Fidesz oder Vox mit je-
nem in Schottland oder 
Katalonien, der die Un-

abhängigkeit als Mög-
lichkeit für sozialere Po-
litik und nicht für mehr 
Abschottung sieht.

Die EU ist also nicht der 
Schutz vor Nationalismus 
oder Konflikten zwi-
schen den Staaten, son-
dern Teil der Ursache. Sie 
ist kein Friedensprojekt, 
wie die Beteiligung an 
imperialistischen Krie-
gen zahlreicher EU Staa-
ten zeigt. Der Aufbau ei-
ner EU-Armee dient da-

zu, besser die geostra-
tegischen Interessen des 
europäischen Kapitals 
umzusetzen. Auch Men-
schenrechte werden mit 
Füßen getreten, wie die 
unzähligen Toten im 
Mittelmeer zeigen oder 
die Kooperation mit bru-
talen Diktaturen, wenn 
man sich Vorteile ver-
spricht. 

Die Alternative zur EU 
der Banken und Konzer-
ne ist nicht die Rückkehr 
zum Nationalstaat auf 
kapitalistischer Grund-
lage, das würde nur zu 
weiteren Sparpaketen 
für die Wettbewerbsfä-
higkeit führen. Die Al-
ternative ist ein sozialis-
tisches Europa, nicht für 
den Profit der Konzerne, 
sondern die Bedürfnisse 
der Menschen.

 Georg Kumer 

Tarrant, der Mör-
der von mindestens 50 
Personen in Christ-
church, sei ein Einzel-
täter, das stand für die 
Behörden früh fest. Er 
sei „nicht Teil unserer 
Gesellschaft“, meinte 
Neuseelands Premier-
ministerin. Abgesehen 
von der juristischen Be-
wertung: Aus politi-
scher Sicht war er alles 
andere als ein Einzeltä-
ter. Wie bei rechtsradi-
kalen Mördern anderer 
Attentaten in Norwe-
gen, Quebec, Parkland, 
Oak Creek, Charlot-
tesville... gibt es einen 
klaren Zusammenhang 
zum rassistischen und 
faschistischen Umfeld. 
Es geht nicht „nur“ um 
Foren im Internet, son-
dern um eine reale, in-
ternationale Bewegung. 
Nicht zufällig bezieht 
sich Tarrant auf Trump, 
das gefeierte Idol vieler 
Rechtsextremer. Klar 
bedient er sich auch 
der Sprache der „neuen 
Rechten“, wie sie auch 
die österreichischen 
„Identitären“ führen. 
Wie diese spricht er vom 
„Großen Austausch“. 
Gemeint ist eine Ver-
schwörung der „Eliten“ 
(der antisemitische Be-
zug ist kein Zufall), 
um die „weiße“ Be-
völkerung durch Mus-
lime auszutauschen. 
Was Identitäre&Co 
auf die Straße tragen 
und oft von etablierten 
Rechtspopulisten von 
FPÖ über ÖVP bis Or-
ban aufgegriffen wird, 
setzen Tarrant & Co. in 
die Tat um. Die Rech-
ten erfinden ein Bedro-
hungsszenario und ru-
fen zum gewaltsamen 
Widerstand. Nichts an-
deres tun Identitäre, 
wenn sie sich auf Prinz 
Eugen, Reconquista und 
Türkenbelagerung be-
ziehen. Wer das nächste 
rechtsextreme Attentat 
verhindern will, muss 
auch hierzulande gegen 
die Rechten mobilisie-
ren und den Kampf ge-
gen die echten Bedro-
hungen wie Armut, Ar-
beitslosigkeit, Gewalt 
gegen Frauen etc, auf-
nehmen!

Till Ruster

Der rechte Rand

Der freie Kapitalverkehr 
ermöglicht das Verschie-
ben beliebig großer Sum-
men innerhalb der EU. 
Die Unternehmen können 
investieren, wo sie am 
meisten Profit machen, 
am wenigsten Steuern 
zahlen oder die Löhne am 
niedrigsten sind. Länder 
können gezwungen wer-
den, Teile staatseigener 
Unternehmen zu verkau-
fen, da sonst das Recht, 
Kapital in diesem Bereich 
zu investieren, unterlau-
fen wird.

Durch den freien Perso-
nenverkehr kann jede*r 
in dem EU Land arbei-
ten, in dem man möch-
te. Verkauft als Schritt 
zu einer freieren Gesell-
schaft, dient das oft zum 
Lohndumping oder der 
Unterwanderung von Ar-
beitsrechten, z.B. durch 
Subunternehmer auf Bau-
stellen. Hier haben die Ge-
werkschaften versagt, für 
einen echten Mindestlohn 
und gute Arbeitsbedin-
gungen für alle hier leben-
den zu kämpfen. 

Der freie Warenverkehr be-
günstigt neoliberale Po-
litik wie Lohnkürzungen 
und längere Arbeitszei-
ten. Es setzt sich durch, 
wer am profitabelsten 
produziert, also am we-
nigsten zahlt für Löhne, 
Umweltschutz und Ar-
beitssicherheit. Höhere 
Auflagen in einem Land 
werden so ganz legal 
durch die EU unterwan-
dert, das führt zu einer 
Anpassung nach unten zu 
Lasten von Beschäftigten 
und Umwelt. 

Auch der freie Dienstleis-
tungsverkehr bietet den 
Unternehmen die Mög-
lichkeit, Löhne, Arbeits-
rechte und andere Vorga-
ben zum Schutz der Be-
schäftigten zu unterlaufen. 
Durch scheinselbständige 
Arbeitsverhältnisse müs-
sen zB. in der Bau-, oder 
Logistikbranche in Europa 
zehntausende unter un-
menschlichen Arbeitsbe-
dingungen zu einem Hun-
gerlohn schuften – und 
das Ganze mit dem Segen 
der EU.

EU-Freiheiten: Für wen?

Auch wenn es widersprüchlich scheint - je länger die 
EU besteht, desto mehr Nationalismus entsteht. 

Die EU: Für Banken und Konzerne
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Schon vor den Streiks bei 
der „Sozialwirtschaft Ös-
terreich“ (SWÖ-KV) sind 
viele neue Kolleg*innen 
zu „Sozial, aber nicht 

blöd“ dazugekommen. 
Die Streiks haben den 
Trend noch verstärkt. 
Jetzt stehen wichtige 
Aufbauschritte an: Die 
nächsten Wochen geht es 
noch um den Kampf ge-
gen die massiven Ver-
schlechterungen bei der 
Mindestsicherung. Dann 
wird ein Augenmerk auf 
das Thema Pflege gelegt. 
Um den Aufbau in Wien 

und neue „Sozial, aber 
nicht blöd“-Gruppen in 
Graz und Oberösterreich 
zu begleiten, soll es – vo-
raussichtlich – im Herbst 

2019 ein bundesweites 
Treffen geben. Wir wol-
len auch andere Basisin-
itiativen aus dem Sozial-
bereich wie das „Bündnis 
Flüchtlingsarbeit“ und 
„Resilienz“ zur engeren 
Zusammenarbeit bei ge-
meinsamen Themen ein-
laden.

Nach dem Sommer pla-
nen wir eine stärkere 
Kampagne rund um die 

Kol lek t iv ver t ra gsver-
handlungen 2019/2020. 
Ein wichtiger Punkt da-
bei: Gemeinsamer Kampf 
bei den Kollektivver-
trägen für SWÖ, Cari-
tas, Diakonie und ande-
ren im Sozial- und Pfle-
gebereich. Wir brauchen 
reale Verbesserungen bei 
der Bezahlung, bei der 
Arbeitszeit und den Ar-
beitsbedingungen. SLP-
Aktivist*innen unter-
stützen „Sozial, aber 
nicht blöd“ und meinen: 
Wir müssen so stark wer-
den, dass wir 2020 ei-
nen vorzeitigen Streikab-
bruch verhindern können 
und verlangen eine Urab-
stimmung über das Ver-
handlungsergebnis über 
Annahme oder Weiter-
führung des Streiks.

 Michael Gehmacher

Aus Betrieb & Gewerkschaft

Kämpferischer Sozialbereich

Bei ASB - Wohnen und So-
ziale Dienste, einer Unter-
struktur des Wiener Ar-
beiter Samariterbundes 
stehen im April Betriebs-
ratswahlen ins Haus. Die 
Kolleg*innen von ASB-
WSD betreuen und bera-
ten Obdachlose und ge-
flüchtete Menschen, spe-
ziell unbegleitete, min-
derjährige Flüchtlinge. 
Die Arbeitssituation ist 
auch in Wien gerade im 
Flüchtlingsbereich von 
Einsparungen und Schlie-
ßungen geprägt. Bei den 
Streiks im Sozialbereich 

2018 und 2019 ist gerade 
auch dieser Teil des ASB 
durch eigenständige Ak-
tionen positiv aufgefal-
len. Michael Gehmacher, 
Flüchtlingsbetreuer und 
SLP-Mitglied, ist Teil ei-
nes Teams, das mit ei-
ner eigenen Liste antritt. 
Man setzt auf konsequen-
te, aktive, demokratische 
und offene Vertretung der 
Kolleg*innen. Das heißt, 
es soll z.B. Mobilisierun-
gen wie Streiks bei wich-
tigen Themen des Sozial-
bereichs wie den KV-Ver-
handlungen geben.

Offiziell geht es um IS-
Kämpfer mit österreichi-
scher Staatsbürgerschaft, 
denen die Regierung künf-
tig konsularischen Schutz 
verweigern will. Tatsäch-
lich geht es um weit mehr. 
Geplant ist, dass jene 
Staatsbürger*innen, deren 
Einreise die "öffentliche 
Ordnung und Sicherheit 
gefährden würde" künf-
tig nicht mehr auf staat-
liche Unterstützung zäh-
len können, wenn sie im 
Ausland Probleme bekom-
men. Wer gegen Firmen 
protestiert, die hierzulan-

de eine Niederlassung ha-
ben, wer gegen die Regie-
rung oder gar den Kapita-
lismus demonstriert, wer 
die Legitimität der Regie-
rung in Frage stellt und 
zum Generalstreik gegen 
diese aufruft - kann rasch 
als „Gefährder“ einge-
stuft werden. Eine Metho-
de, sich hierzulande lin-
ker Demonstrant*innen 
zu entledigen. Das 
kann jedoch auch rasch 
Gewerkschafter*i n nen 
und Betriebsräte treffen, 
die zum „Sturz der Regie-
rung“ aufrufen! 

2018 bildete sich anlässlich 
des ÖGB Kongresses „ÖGB 
aufrütteln“ - eine Initia-
tive, die für eine kämpfe-
rischere und demokrati-
schere Gewerkschaftspo-
litik steht. Die SLP war von 
Anfang an dabei. Die Initi-
ative macht als "Netzwerk 
kämpferische Gewerk-
schaft!" weiter, um den 
ÖGB wieder zur Kampfor-
ganisation zu machen. Der 
nächste Termin ist der 21. 
Mai mit einer Veranstal-
tung zum Thema „War-
um ist der ÖGB so... wie er 
ist?“.

„Sozial, aber nicht blöd“ will 2019/20 
echte Verbesserungen bei SWÖ, 
Caritas und Diakonie erkämpfen.

FPÖ: Betriebsrat? 
Freund*in vom Chef!
Groteske Plakate der „Frei-
heitlichen Arbeitneh-
mer“ (FA) bei den Arbei-
terkammer- (AK-) Wah-
len in Oberösterreich: 
„Familienfreundliche Ar-
beitszeitmodelle und Kin-
derbetreuung vorantrei-
ben“ steht unterm Logo 
der FPÖ, die im Bund den 
12-Stundentag einführt 
und im Land Gebühren für 
Kindergärten erhöht. Sie 
wollen auch in ÖGB und 
AK Einfluss. Ihre aggres-
sive Politik gegen Beschäf-
tigte verstecken sie hin-
ter leerer Propaganda und 
dem Gerede von angeblich 
„österreichischen“ Inter-
essen. Tatsächlich vertre-
ten sie jene der österreichi-
schen Unternehmen. Kla-
re Aussagen gibt es GEGEN 
Streiks, Demonstrationen, 
Kolleg*innen mit Migra-
tionshintergrund, „CO2-
Panik“,… – von Personal-
abbau, Betriebsschließun-
gen oder Rekordgewinnen 
bei Banken und Konzernen 
kein Wort. Trotzdem ge-
lingt es den FA, Stimmen 
bzw. Betriebsratsmandate 
zu gewinnen.

Denn FSG und (wo sie von 
Bedeutung ist) FCG werden 
oft zu Recht als abgehoben 
gesehen. Das gilt beson-
ders für Funktionär*innen 
von ÖGB und AK. Aber 
auch für viele alteingeses-
sene Betriebsrät*innen, die 
kaum Kontakt zur Beleg-
schaft pflegen, keine Be-
triebsversammlungen ab-
halten, Betriebsvereinba-

rungen über die Köpfe der 
Beschäftigten hinweg un-
terschreiben usw. Sie sind 
der Geschäftsführung oft 
näher als der Belegschaft. 
Das macht es FPÖler*innen 
leicht, sich als bodenstän-
dige Alternative zu geben. 
Wenn keine echte Alterna-
tive zur Wahl steht, kann 
die Abgrenzung zum ver-
hassten „Betriebsratskai-
ser“ für viele Grund genug 
für ein Kreuzerl sein, oh-
ne dass das politische Pro-
gramm und die Methoden 
der neuen Liste bekannt 
sind. Wer entscheidet über 
das Vorgehen des Betriebs-
rats, gibt es Urabstimmun-
gen durch die Belegschaft 
über Forderungen, Kampf-
maßnahmen und Verhand-
lungsergebnisse? Wie zum 
z.B. reagieren sie auf Jo-
babbau oder 12-Stunden-
Schichten im Betrieb bzw. 
Lohnnebenkostensenkun-
gen oder Streichung von 
freien Tagen auf Regie-
rungsebene? Zuvor „unpo-
litische“ Freiheitliche wer-
den rasch die Kolleg*innen 
verraten und die Interes-
sen der Firma gegen die 
Beschäftigten vertreten. In 
der AK stimmte die FA für 
den 12-Stunden-Tag, auch 
weitere Angriffe der Regie-
rung auf Beschäftigte und 
ihre Familien wie Kürzung 
der Mindestsicherung und 
Kassen“reform“ unter-
stützen sie. Die Trennung 
von Parteipolitik und Be-
triebspolitik ist eben eine 
Illusion.

Flo Klabacher

Q Unter dem Radar R AufrüttelnR Es tut sich was beim ASB
Kurznachrichten aus Betrieb & Gewerkschaft
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Die Welt ist kompliziert. 
Ein Meer von angehäuf-
tem Wissen und Technik 
einerseits, der Wahnsinn 
und die Brutalität des 
Kapitalismus mit all sei-
nen Widersprüchen an-
dererseits. Da kann ei-
nem schon mal "das Ge-

impfte aufgehen", wie 
man im Osten Öster-
reichs zum "Kragenplat-
zen" sagt. Das aktuelle 
Phänomen der Impfver-
weigerung ist hierfür ein 
Beispiel, wenngleich ein 
erbärmliches. Klartext: 
Der profitgetriebenen 
Pharmaindustrie kann 
und muss man - übrigens 
genauso wie der Autoin-
dustrie - tatsächlich viel 
vorwerfen. 

Aber Impfungen ab-
zulehnen, die nachweis-
lich Leben retten, hat 
mit „gesunder Skepsis“ 
nichts zu tun. Es sind 
gesicherte Erkenntnis-
se, dass Impfschäden um 
Größenordnungen selte-
ner auftreten als die (Fol-

ge-)Schäden bei Erkran-
kungen wie FSME, Ma-
sern oder Diphtherie. Im 
letzteren Fall beträgt die 
Todesrate 10-20%. Das 
Robert-Koch-Institut (D) 
rechnet vor: "Von den 
knapp 194 Mrd. €, die die 
gesetzliche Krankenver-
sicherung im Jahr 2014 
ausgegeben hat, entfielen 
33 Mrd. € (17%) auf Arz-
neimittel und lediglich 
etwas mehr als 1 Mrd. € 

(0,65%) auf Impfstoffe." 
Aus Sicht der Pharmain-
dustrie ist das Impfstoff-
Geschäft wenig loh-
nend, wodurch es im-
mer weniger Hersteller 
gibt. Kümmert das die 
Impfgegner*innen? Of-
fensichtlich nicht. 

Es verwundert bei nähe-
rem Hinsehen auch nicht, 
dass sich die einschlägi-
gen Foren mitunter um 
„Weltverschwörung“ so-
wie verdeckten oder gar 
offenen Antisemitis-
mus (Bsp. "Neue Germa-
nische Medizin") dre-
hen. Wer führt eigent-
lich diesen Scheinkampf 
„gegen das System“ an? 
Wie es der Sozialwissen-
schafter Christian Kreil 

treffend formuliert, be-
steht die "Aristokra-
tie der Seuchenfreunde 
... überdurchschnittlich 
oft (aus) Akademiker(n) 
und wohlbestallte(n) 
Bürger(n)". Genau ge-
nommen ist die Impfver-
weigerung auch ein Ab-
fallprodukt der neoli-
beralen Offensive. Diese 
ist geprägt von Entsoli-
darisierung und Verein-
zelung vor dem Hinter-
grund einer unfassbaren 
Arm-Reich-Kluft. Trotz 
aller "Optimierungen" 
(Sozialkürzungen, stei-
gender Arbeitsdruck) und 
dem Potential moderner 
Technik schlittert dieses 
Wirtschaftssystem den-
noch in schwere Krisen. 
Anstatt das Problem an 
der Wurzel (Eigentums-
verhältnisse & Produkti-
onsweise) zu fassen, ver-
fällt ein Teil einer relativ 
privilegierten Schicht im 
gesellschaftlichen Gefü-

ge in jenes anti-soziale 
Verhalten, das genau dem 
Geist des Kapitalismus 
entspricht. Man immuni-
siert sich gegen diese (un-
bewusste?) Erkenntnis, in 
dem man einem einzel-
nen Element den Stempel 
des Bösen aufdrückt, re-
al Schaden anrichtet und 
sich sodann moralisch 
überlegen fühlt. 

Wir meinen: Die Phar-
maindustrie (und nicht 
nur diese) gehört verge-
sellschaftet und unter de-
mokratische Kontrolle 
gestellt, um medizinische 
Versorgung sowie For-
schung geplant und ge-
recht lenken zu können. 
Das ist jedoch nicht durch 
rückschrittliche Verwei-
gerungshaltung zu errei-
chen, sondern durch ei-
ne Massenbewegung „von 
unten“, die auch ein alter-
natives Gesellschaftsmo-
dell präsentieren kann.

Franz Neuhold

Impfverweigerung 
ist rückschrittlich

Was treibt Impfgegner*innen an, ihre und andere 
Kinder auf dem Altar der Pseudo-Rebellion zu opfern?

Das „Verursacherprin-
zip“ will die ÖVP Niederös-
tereich bei Kosten für Poli-
zeieinsätze bei Fußballspie-
len anwenden - Rapid&Co 
sollen zahlen. Was im kom-
merziellen Bereich vielleicht 
erst mal einleuchtet kann 
die Vorbereitung auf einen 
ähnlichen Vorstoß im Ver-
sammlungsrecht sein: Wer 
eine Demo anmeldet könn-
ten für den Polizeieinsatz 
belangt werden. Schon oft 
wurde Fußball als Testfeld 
für Verschärfungen der Re-
pression genommen.

Reden wir über die Paral-
lelgesellschaft: Die Rei-
chen. In ihrem Kino-Do-
kumentarfilm „Generation 
Wealth“ tut Laura Green-
field das über 25 Jahre hin-
weg. Was sie zutage fördert, 
ist absurd, aber mehr als 
nur eine Art umgedrehter 

„Sozialporno“. Schon ihr 
Film „Queen of Versailles“ 
war eine Studie über die 
herrschende Klasse und 
was sie antreibt. Ohne je-
den Bezug zur Realität be-
stimmen sie den Lauf von 
Politik und Wirtschaft. Das 

ist die Welt von Trump und 
Putin, von Grasser und 
Mateschitz. Greenfield er-
klärt Reiche zu „Geld-Jun-
kies“ und übersieht dabei 
leider die Rolle des Kapita-
lismus, der solche Gestal-
ten natürlicherweise her-
vorbringt. Sie spricht von 
einer Gesellschaft auf dem 
Weg zum Zusammenbruch, 
aber die Krise von 2008 
hat gezeigt: Der Kapitalis-
mus wird nicht von allei-
ne zusammenbrechen. Das 
müssen wir schon selber 
machen!

Immer öfter wird vor dem 
Anstieg des Antisemitis-
mus in den letzten Jahren 
gewarnt. Dieser bedroh-
liche Trend wird aber von 
Seiten der großen Medien 
fast ausschließlich mit Mi-
gration in Verbindung ge-
bracht. „Die Muslime“ wä-
ren für die Zunahme an 
Übergriffen, Schmiere-
reien etc. verantwortlich. 
Parteien wie die FPÖ geben 
sich als pro-Israelisch und 
behaupten damit, sie seien 
plötzlich die Vorhut gegen 
Antisemitismus. Immer öf-

ter wird auch Linken An-
tisemitismus vorgeworfen, 
vor allem wenn sie die Po-
litik der israelischen Re-
gierung kritisieren. Claus 
Ludwig beschäftigt sich 
in seinem Buch „Antise-
mitisch?“ (erschienen im 
Manifest Verlag) mit dieser 
Umwidmung des Begrif-
fes. Er schaut sich die Ge-
schichte des Antisemitis-
mus aus marxistischer Per-
spektive an und entwickelt 
eine internationalistische 
Antwort auf die Nahost-
Frage. Sehr lesenswert!

Testlauf Reich & schön & weit weg Buch: „Antisemitisch?“
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In Wien demonstrierten 
ca. 30.000. Auch die SLP 
mobilisierte an Schu-
len wie der Billrothstra-
ße und der Kandlgasse. 
Von der WU Wien folg-

ten zahlreiche Studieren-
de dem Streikaufruf der 
von einem SLP-Aktivis-
ten mitinitiierten Initia-
tive „Students for Clima-
te Action“. Auf der Demo 
organisierten wir unter 
dem Slogan „Klima ret-
ten = Kapitalismus ab-
schaffen einen lebhaften 
und lautstarken Block mit 
Schüler*innen. Auch in 
Salzburg war die SLP ak-
tiv im Streik: In der De-

mo spielte eine SLP-Ak-
tivistin und Schülerin 
eine führende Rolle. In 
Linz trotzten fast 4.000 
Schüler*innen dem Re-
gen. Auch hier mobili-

sierte die SLP am Khe-
v e n h ü l l e r - G y m n a s i -
um, und war mit einem 
kämpferischen Block auf 
der Demo. Die Stimmung 
war ebenso ausgelas-
sen wie kämpferisch - im 
Kontrast zur Führung der 
Demo. Sie verzichtete so-
gar auf Kritik an der Lan-
des- und Stadtpolitik, die 
für klimafeindliche Maß-
nahmen wie den Bau des 
Westrings verantwort-

lich ist. So konnte Landes-
hauptmann Stelzer (ÖVP) 
eine Rede halten, wäh-
rend SLP-Aktivist*innen 
für das Verteilen antikapi-
talistischer Flyer von De-

mo-Ordner*innen (dar-
unter wohl auch JVP-Mit-
glieder) angepöbelt wur-
den. Wir ließen uns jedoch 
nicht einschüchtern – und 
wie in allen anderen Städ-
ten stießen unsere an-
tikapitalistischen Ide-
en bei den Schüler*innen 
auf großes Interesse. Kein 
Wunder, denn um das Kli-
ma zu retten, müssen wir 
das kapitalistische Profit-
system überwinden!
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Graz verbindet Donnerstags-Demo
mit Streik

Jeden zweiten Donners-
tag gehen in der steiri-
schen Hauptstadt seit Mo-
naten um die 2.000 Men-
schen gegen die Regierung 
auf die Straße. Immer mit 
dabei ist die SLP Graz. In 
zahlreichen Gesprächen 
mit Passant*innen argu-
mentierten wir für eine Or-
ganisierung, die über die 
Demonstrationen hinaus-
geht. Es braucht bundes-
weite und vor Allem demo-
kratische Strukturen, um 
aus den Demos eine Bewe-
gung zu formen, die die Re-

gierung stürzen kann! Ein 
Höhepunkt unserer Inter-
ventionen war die Rede ei-
nes Aktivisten der SLP und 
von „Sozial aber nicht blöd“, 
Moritz Erkl, während des 
Streiks im Sozialbereich. In 
der Rede rief er zur Solida-
rität für den Streik und die 
Ausweitung auf. Direkt vor 
der Demonstration orga-
nisierten wir eine Kundge-
bung in Solidarität mit den 
streikenden Kolleg*innen, 
die viel Unterstützung er-
hielt.

Nico Prettner

Am .. streikten weltweit hunderttausende
Schüler*innen und Studierende 
gegen die herrschende Klimapolitik.

Die SLP am Klimastreik

Andere über uns

Revolution an der Uni? Im Rahmen der Lehrveran-
staltung „Antikapitalistische Theorie und Praxis“ 
an der Uni Wien wurde die SLP eingeladen. Wir 
werden unsere Ideen und wie wir diese praktisch 
in Kampagnen umsetzen, vorstellen und mit Stu-
dierenden und Interessierten diskutieren – und 
zur Mitarbeit auffordern. Die Einladung ist auch 
ein Zeichen für das wachsende Interesse an sozi-
alistischen Ideen!

1909 initiierten amerika-
nische Sozialist*innen ei-
nen Kampftag für politi-
sche und soziale Gleich-
stellung von Frauen. Die 
Sozialistin Clara Zetkin 
forderte 1910 die interna-
tionale Ausweitung. Am 
8.3.1917 streikten russi-
sche Arbeiterinnen und 
lösten damit eine revo-
lutionäre Welle aus. 1921 
wurde beim 2. Treffen der 
Kommunistischen Frau-
eninternationale der 8. 
März als internationa-
ler Frauenkampftag be-
schlossen. Seitdem ge-
hen Frauen weltweit an 
diesem Tag auf die Stra-
ße. Seit Jahrzehnten 
versuchen bürgerliche 
Feminist*innen den Tag 
zu entpolitisieren, doch 
seit einiger Zeit wird er 
wieder kämpferischer.

Die SLP war stets Teil 
der Demonstrationen und 
bringt dort ihr Verständ-
nis von Frauenunterdrü-
ckung als Merkmal der 
Klassengesellschaft ein. 
Auch dieses Jahr waren 
Aktivist*innen der SLP 
und unserer sozialistisch-
feministischen Initiative 
„Nicht Mit Mir“ vertreten:

In Wien wurde mit ei-
genem Block und neuem 
Banner gleich auf zwei De-
mos interveniert. Dabei 
wurde mit Demosprüchen 
das Thema „Streik als nö-
tiges Kampfmittel“ aufge-
griffen. In Linz hielten wir 
Reden über die aktuellen 
Angriffe auf das Selbstbe-
stimmungsrecht und Frau-

enarbeit im Sozialbereich 
(dazu wurden Flugblätter 
der Initiative „Sozial aber 
nicht blöd“ verteilt, an der 
mehrere SLPler*innen be-
teiligt sind). In Salzburg or-
ganisierten wir eine Kund-
gebung am Hauptbahnhof 
mit Reden zu Arbeitsver-
teilung, Gewalt an Frau-
en, Kürzungen von FPÖVP, 
Selbstbestimmungsrecht 
und Frauen in (internati-
onalen) Arbeitskämpfen. 
Die Demo in Graz erreich-
te mit etwa 1.500 Protes-
tierenden eine neue Grö-
ßenordnung. Die Vorwärts 
und die pünktlich erschie-
nene neue Zeitung von 
„Nicht mit mir“ stießen 
dabei auf großes Interesse.

Trotz der wachsenden De-
monstrationen und der 
jährlichen medialen The-
matisierung feministi-
scher Inhalte am 8. März 
zeigen die Kommerziali-
sierung des Feminismus-
begriffes, Träume vom 
„goldenen Matriarchat“, 
sowie der globale rechts-
konservative Backlash, 
dass der Kampf für ech-
te Frauenrechte notwen-
diger denn je ist. Als sozi-
alistische Feminist*innen 
sind wir der Überzeugung, 
dass die Freiheit aller Men-
schen nur in der Überwin-
dung des kapitalistischen 
Systems möglich ist und es 
daher eine Zusammenfüh-
rung der Proteste unter ei-
nem sozialistischen Pro-
gramm braucht.

Sarah Lammer

Es braucht mehr Kampf 
zum Frauentag



In den 2000ern blick-
ten viele hoffnungsvoll 
auf linke Regierungen in 
Südamerika wie die von 
Chavez in Venezuela oder 
Morales in Bolivien. Nach 
dem Ausbruch der Kri-
se 2007/08 schien auch in 
Europa der Boden frucht-
bar für linke Regierun-
gen: Tausende feierten 
auf Frankreichs Stra-
ßen den Sieg Hollandes, 

der sich als linker Sozi-
aldemokrat präsentierte. 
In Spanien schoss Pode-
mos aus dem Boden und 
schien kurz davor, die al-
ten Parteien zu überho-
len. Und schließlich kam 
2015 in Griechenland mit 
Syriza eine Partei an die 
Macht, deren kompletter 
Name auf Deutsch „Koa-
lition der radikalen Lin-
ken“ heißt.

Und heute? Allerorts le-
sen wir vom Aufstieg der 
Rechten: Von Trump über 
Bolsonaro, Modi und Du-

terte bis zu Putin, Orban, 
Salvini und – Kurz. Wie 
konnte das passieren? 
Damit beschäftigt sich 
der aktuelle Vorwärts-
Schwerpunkt.

Der Grund dafür, dass 
rechte und neolibera-
le Kräfte in vielen Län-
dern die Macht überneh-
men konnten oder die 
politische Lage prägen, 
ist noch vor den „linken“ 

2000ern zu suchen. Wir 
können die aktuelle Si-
tuation nur vor dem Hin-
tergrund des Zusammen-
bruchs der traditionel-
len Massenparteien der 
A rb eiter*i n nen k l a s se, 
wie der Sozialdemokra-
tie, und dem Fehlen oder 
Scheitern neuer linker 
Kräfte analysieren. In den 
1980ern waren es oftmals 
die sozialdemokratischen 
Parteien selbst, wel-
che die neoliberale Wen-
de eingeläutet haben. Die 
Folge: Sie verloren stark 

an Unterstützung durch 
Arbeiter*innen, was dem 
Aufstieg des Rechtspo-
pulismus den Weg be-
reitete. Mit dem Kol-
laps des Stalinismus be-
schleunigte sich die-
se „Verbürgerlichung“. 
Gleichzeitig brachen die 
in manchen Ländern 
sehr starken kommunis-
tischen Parteien ideo-
logisch und organisato-

risch völlig zusammen. 
Die Arbeiter*innenklasse 
hat seitdem weder ein 
Kampfinstrument noch 
eine ideologische Ant-
wort auf den Kapitalis-
mus und seine Spar- und 
Spaltungspolitik in der 
Hand.

Die Weltwirtschafts-
krise 2007/08 verdeut-
lichte diese Krise der 
Arbeiter*innenbewegung 
und Linken noch einmal 
verstärkt. Denn organi-
sierter Widerstand fand 

kaum statt, dafür gab es 
aber spontane Bewegun-
gen, wie „Occupy“ in den 
USA oder die „Indigna-
dos“ in Spanien. Aus dem 
aufflammenden system-
kritischen Bewusstsein 
zu dieser Zeit entstanden 
vielerorts neue linke Par-
teien wie Podemos in Spa-
nien. Bereits existieren-
de, jüngere Formationen 
bekamen Aufwind, wie 
Syriza in Griechenland. 
Doch aufgrund der fort-
schreitenden Verschär-
fung der Systemwider-
sprüche und dem damit 
verbundenen Kürzungs-
diktat des Kapitals stan-
den diese neuen Formati-
onen sehr schnell im Pra-
xistest. Ihre Strategien, 
dem System durch Refor-
men die Zähne zu ziehen, 
scheiterten fatal. Ande-
re Linksparteien bestehen 
schon seit den 2000ern, 
wie P-Sol in Brasilien oder 
Die Linke in Deutschland. 
Dort konnte der Aufstieg 
des Rechtspopulismus 
aufgrund deren Existenz 
und deren relativ brei-
ter Unterstützung verzö-
gert werden. Doch P-Sol 
konnte Bolsonaro nicht 
aufhalten, und auch Die 

Linke wird die AfD nicht 
stoppen können, wenn sie 
so weiter macht wie bis-
her.

Ähnlich wie vor 30 
Jahren erweist sich das 
Scheitern der Linken als 
Sprungbrett für die Rech-
ten. Das muss auch eine 
Warnung für neue linke 
Hoffnungsträger*innen 
wie Jeremy Corbyn in Bri-
tannien oder Bernie San-
ders und die Democra-
tic Socialists of America 
(DSA) sein. Denn obwohl 
die einzelnen Projekte 
unterschiedlich sind, so 
gibt es doch in all diesen 
Formationen gemeinsame 
Tendenzen: Die Beschrän-
kung auf die Wahlebene, 
der Mangel an demokrati-
schen Strukturen und das 
Fehlen eines klaren sozi-
alistischen Programms - 
ein Programm, das un-
vereinbar mit jedweder 
Verschlechterung für die 
Masse ist und sich den ka-
pitalistischen Spielregeln 
nicht beugt, sondern den 
Kapitalismus als das ent-
larvt, was er ist: Ein Sys-
tem, das nur für eine klei-
ne Elite „funktioniert“ 
und abgeschafft gehört.

 Jan Millonig.

Dass die Rechte heute so stark ist, 
liegt am Scheitern linker Versuche, 
den Kapitalismus zu reformieren.

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI): T 01.524 63 10 M slp@slp.at W www.slp.at

Mit kleinen Schritten
in den Abgrund
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 F  In Griechenland trat 
Syriza 2015 mit dem 
Versprechen an, die 
Kürzungspolitik zu 
beenden und Löhne 
und Pensionen 
wiederherzustellen. 
Tsipras kündigte an, 
dem Diktat der Troika 
zu trotzen. Dieses 
Versprechen brach 
er, obwohl sich die 
Bevölkerung in einem 
Referendum klar 
gegen die Annahme 
eines nächsten Memo-
randums aussprach. 
Die traurigen Folgen: 
Verdienten 2009 nur 
4% der Arbeitenden 
unter 300€, waren es 
2017 bereits 14%. Das 
Pensionsalter erhöht 
die Regierung auf 67 
Jahre. Die Pensionen 
wurden noch einmal 
um 18% gekürzt. Die 
Hälfte der Landbe-
völkerung ist nun von 
Armut bedroht. Die 
Ernährungsunsicher-
heit stieg von 7% im 
Jahr 2008 auf nun 14%.

 FAls Daniel Ortega und 
die FSLN 2006 in 
Nicaragua an die Macht 
kamen, erhofften sich 
viele ein Anknüpfen 
an die sandinistischen 
Traditionen. Das 
Gegenteil war der Fall: 
Ortega schenkte der 
Kirche ein komplettes 
Abtreibungsverbot. Bei 
den Protesten gegen 
seine Pensionskür-
zungen starben bereits 
über 300 Menschen.

 F2006 verkündete Hugo 
Chavez, er plane 

„die Bolivarianische 
Revolution direkt in 
Richtung Sozialismus 
zu führen“.  
Doch statt demo-
kratischer Planung 
der Wirtschaft von 
unten förderte Chavez 
hauptsächlich Koope-
rativen, die weiter 
konkurrieren mussten. 
Nur der staatliche 
Zugriff auf die Ölindu-
strie wurde verstärkt, 
doch im Ölkonzern 
PdVSA wurde den 
Beschäftigten die 
Mitbestimmung 
verweigert. Argument: 
Das Unternehmen sei 
„zu wichtig“. Statt 
den Kapitalismus 
zu stürzen, wurden 
Parallelmärkte 
errichtet, was nur die 
Inflation vorantrieb. 
Nun erhöhte die 
Hyperinflation 
die Kosten eines 
Arztbesuchs auf das 
mehr als 6fache!

 F In Deutschland argu-
mentiert der rechte 
Flügel der Partei Die 
Linke immer wieder 
für Regierungsbeteili-
gungen, um „mitzuge-
stalten“.  
Die Bilanz einer 
solchen Beteiligung 
in Berlin: Der rot-rote 
Senat war 2001-11 
verantwortlich für 
100.000 privatisierte 
Wohnungen, 35.000 
abgebaute Stellen 
im öffentlichen 
Dienst, Kürzungen 
im Bildungssystem 
und vieles mehr.

Als Anfang 2015 die „Koali-
tion der radikalen Linken“ 
(„Syriza“) in Griechen-
land an die Macht kam 
und Tsipras Premiermi-
nister wurde, kannte das 
Entsetzen bürgerlicher 
Medien und Regierungen 
keine Grenzen. Denn die 
neue Regierung hatte an-

gekündigt, das Kürzungs-
diktat zu beenden, unter 
dem die Bevölkerung seit 
Ausbruch der Eurokrise 
litt. Das Kapital und sei-
ne Schreiberlinge reagier-
ten mit wütender Hetze 
in bester Kalter Kriegs-
Tradition und mit unver-
blümter Erpressung. Vier 
Jahre später ist alles an-
ders: Die Financial Times 
berichtet voll Lob über die 
Wandlung des „Lenins der 
Ägäis“ zum „Darling des 
EU-Establishments“. Sy-
riza hat das Kürzungsdik-
tat nicht nur nicht been-
det: Nachdem Tsipras das 
eindeutige „Nein“ bei ei-
nem Referendum zur Fra-
ge eines neuen, von der 
EU diktierten, Kürzungs-
programms ignoriert hat-
te, setzte seine Regierung 
die brutalsten Kürzungs-
maßnahmen seit Ende 
der Militärdiktatur um – 
schlimmere, als die der 
sozialdemokratischen und 
konservativen Vorgänger-
regierungen.

Wie konnte das passie-
ren? Waren Tsipras und Sy-
riza von Anfang an böswil-
lige Verschwörer, die sich 
ein linkes Mäntelchen um-
warfen, um ihre eigentlich 

neoliberalen Pläne effekti-
ver umzusetzen? Nein. Der 
Grund für die Kapitulation 
Syrizas liegt in den unlös-
baren Widersprüchen ih-
rer politischen Perspekti-
ven. Denn entgegen den Be-
fürchtungen des europäi-
schen Kapitals wollte Syriza 
den Kapitalismus nicht ab-

schaffen. Das Thessaloniki-
Programm der Partei sah 
im Wesentlichen die Rück-
nahme von Kürzungen, ein 
Programm zur Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit, 
progressive Besteuerung 
und einige demokratische 
Reformen vor. Alles Maß-
nahmen, die in der „gu-
ten, alten Zeit“ des Nach-
kriegsaufschwungs auch 
von bürgerlichen Regie-
rungen umgesetzt wurden. 
Doch seit Ende des Nach-
kriegsaufschwungs und 
besonders seit Ausbruch 
der Krise 2007/8 hat sich 
der wirtschaftliche Spiel-
raum für solche Maßnah-
men radikal verkleinert. 
Gleichzeitig hat sich das 
politische Kräfteverhält-
nis massiv verschoben. Der 
Verrat der Führungen der 
großen Organisationen der 
Arbeiter*innenklasse hat die 
Arbeiter*innenbewegung 
in eine Krise gestürzt – zu-
gunsten der bürgerlichen 
Kräfte, die ihr System als 
alternativlos präsentieren 
konnten. Vor diesem Hin-
tergrund war es in Grie-
chenland unmöglich, auch 
nur beschränkte Reformen 
durchzuführen, ohne an die 
politischen und wirtschaft-

lichen Grenzen des Kapita-
lismus zu stoßen. An diesen 
Grenzen gibt es nur mehr 
die Alternativen: Bruch mit 
dem Kapitalismus oder Un-
terwerfung unter sein Dik-
tat. Syriza zog, gegen den 
Willen der Massen, letzteres 
vor. Andros Payiatsos, Mar-
xist und Aktivist der grie-
chischen Schwesterorgani-
sation der SLP, Xekinima, 
sieht darin „eine entschei-
dende Lektion in Bezug auf 
die Rolle des Reformismus 
in der aktuellen globalen 
Epoche“. Nämlich, „dass 
der Versuch einer linken 
Partei, in der Regierung die 
Krise des Kapitalismus zu 
managen und innerhalb des 
Systems Lösungen für die 
ökonomischen und sozialen 
Probleme zu finden, zum 
Scheitern verurteilt ist“.

Was sich in Griechenland 
innerhalb eines halben Jah-
res in verdichteter Form ab-
gespielt hat, entfaltete sich 
in Venezuela ähnlicher über 
die letzten 15 Jahre. Chavez 
verschaffte sich dank des 
stärkeren Zugriffs auf die 
verstaatlichte Erdölindust-
rie wirtschaftlichen Spiel-
raum für weitreichende so-
ziale Reformen: Armut und 
Analphabetismus wurden 
effektiv bekämpft und so-
gar Formen von demokra-
tischer Mitbestimmung in 
der Wirtschaft wurden er-
probt. Doch das kapitalis-
tische Wirtschaftssystem 
blieb bestehen – die gesam-
te Nahrungsmittelindustrie 
ist in den Händen von ein 
paar Familien. Diese setzen 
ihre Macht ein und erzeu-
gen künstliche Nahrungs-
mittelengpässe, um die lin-
ke Regierung unter Druck 
zu setzen. Die Wirtschaft 
blieb vom Ölpreis und da-
mit den Launen des inter-

Versprochen & gebrochen

Der Kapitalismus und sein Staat 
können nicht wegreformiert werden.

Das Scheitern
des Reformismus 
des 21. Jahrhunderts

Höhepunkt Eurokrise
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Die Auseinandersetzung zwischen Reformist*innen und 
Revolutionär*innen ist nicht neu – am deutlichsten lässt 
sie sich entlang der verschiedenen Einschätzungen über 
den Charakter des Staates verfolgen. Der Reformismus 
behandelte den bürgerlichen Staat meist als neutrale In-
stitution, derer sich sowohl die herrschende als auch die 
unterdrückte Klasse bedienen kann. Doch schon Marx 
zog aus dem Scheitern der Pariser Kommune 1871 die 
Schlussfolgerung: „die Arbeiterklasse kann nicht die 
fertige Staatsmaschinerie einfach in Besitz nehmen 
und diese für ihre eignen Zwecke in Bewegung setzen.“ 
(Karl Marx: Der Bürgerkrieg in Frankreich, 1871). In-
dem der Reformismus im bürgerlichen Staat ein Instru-
ment zur Befreiung der Arbeiter*innenklasse sieht, ket-
tet er sich und sie letztlich an die bürgerliche Herrschaft: 
„Eine reformistische Partei betrachtet in der Praxis als 

unerschütterlich die Grundlagen dessen, was zu re-
formieren sie sich anschickt.“ (Leo Trotzki; Geschichte 
der Russischen Revolution, Band II: Oktoberrevolution, 
1930). Deswegen hat Lenin im Anschluss an Marx gegen 
ein solches Staatsverständnis gekämpft: „Marx hat die 
Lehre vom Klassenkampf konsequent bis zu der Lehre 
von der politischen Macht, vom Staat, entwickelt. […] 
Alle früheren Revolutionen haben die Staatsmaschine-
rie vervollkommnet, aber man muss sie zerschlagen, 
zerbrechen. Diese Folgerung ist das Hauptsächliche, 
das Grundlegende in der Lehre des Marxismus vom 
Staat", schreibt Lenin 1917 in Staat und Revolution mit 
Berufung auf das Kommunistische Manifest von 1848.

Ein tragisches Beispiel des von Marx kritisierten refor-
mistischen Staatsverständnisses ist jenes des chilenischen 
Präsidenten Allende, dessen Verzicht auf einen revolutio-
nären Weg 1973 – mit Berufung auf Karl Kautsky und Ot-
to Bauer – die chilenische Arbeiter*innenklasse mit ei-
nem Blutbad und einer langen brutalen Diktatur bezah-
len musste. Ähnliche Erfahrungen gab es 1979 in Nica-
ragua und im Iran, sowie in der Zwischenkriegszeit in 
Österreich und Deutschland und ab 1936 mit den Volks-
frontregierungen in Frankreich und Spanien.

Nicht erst seit dem Scheitern von Lulas PT in Brasili-
en, von Chavez' bolivarischem Experiment in Venezu-
ela und von Tsipras' Syriza in Griechenland wissen wir, 
dass "Linkspopulismus" und die Weigerung zu einem 
entschlossenen Bruch mit Großkapital, Staat und Impe-
rialismus – statt einer klaren internationalistischen und 
sozialistischen Perspektive – der Linken insgesamt und 
der Hoffnung auf eine bessere Welt im Besonderen nach-
haltig schaden. Statt im Kampf gegen das Kapital auf den 
Staat zu vertrauen, gilt es eine revolutionäre Partei und in 
Bewegungen rätedemokratische Strukturen aufzubau-
en, die den Interessen der Arbeiter*innenklasse entspre-
chen und die Grundlage gesellschaftlicher Organisation 
ohne Klassen bilden können.

Pablo Hörtner

Reform – Staat – 
Revolution?

nationalen Marktes abhän-
gig. Ebenso blieb der bür-
gerliche Staat und seine Ins-
titutionen bestehen. Chavez 
versuchte, ihn für linke Po-
litik nutzbar zu machen, 
indem er „seine“ Leute an 
die richtigen Positionen 
setzte. Doch damit schuf er 
nur die Grundlage für eine 
bürokratische und korrupte 
Freunderlwirtschaft in den 
staatlichen Apparaten, de-
ren Auswüchse unter Ma-

duro groteske Ausmaße an-
nahmen. Aufgrund der be-
sonderen Situation gelang 
es in Venezuela länger, auf 
dem schmalen Grat zwi-
schen Revolution und Zu-
sammenbruch zu wandeln. 
Doch dieser Grat kommt an 
sein Ende und der Aufprall 
droht umso härter zu wer-
den.

Denn die Widersprüche ei-
nes reformistischen Regi-
mes lassen sich nur um den 
Preis der Aufgabe seiner 
fortschrittlichen Elemen-
te im Zaum halten. So be-
schloss Syriza Anti-Streik-
Gesetze. Chavez und Ma-
duro setzten Gewalt gegen 
Demos und Fabrikbeset-
zungen ein, die genau das 
forderten, was die Regie-
rung versprach. In Bolivi-
en wurde Morales mit sei-
ner Partei „Bewegung für 
den Sozialismus“ erster in-
digener Präsident des Lan-
des und setzte viele Ver-
besserungen für indigene 
Schichten um – doch auch 

er blieb auf der Basis des 
Kapitalismus. Die Folge: 
Seit 2011 versucht Morales, 
eine Autobahn durch das 
indigene TIPNIS-Gebiet 
zu bauen, die Konzernen 
wie dem brasilianischen 
Ölmulti Petrobas profita-
ble Geschäfte ermöglicht. 
Den indigenen Widerstand 
lässt er mithilfe bewaffne-
ter Trupps niederschlagen. 
Am weitesten fortgeschrit-
ten ist dieser Prozess wohl 

in Nicaragua, wo Ortega 
heute eine Karikatur der 
linken sandinistischen Be-
wegung anführt. Seit mehr 
als einem Jahr befindet 
sich seine Regierung quasi 
im Bürger*innenkrieg ge-
gen die Jugend des Landes, 
die gegen Armut und Per-
spektivlosigkeit rebelliert.

Das Versagen des Refor-
mismus ist umso fataler, 
als seine Niederlage nicht 
einfach zum Ausgangszu-
stand zurückführt. Man-
gels linker Alternative 
kann die gerechtfertig-
te Wut über diese Politik 
zu Rekrutierungsfeldern 
für rechte und rechtsex-
treme Kräfte werden. In 
allen genannten Ländern 
mischen sich solche Kräfte 
in die Bewegungen gegen 
die scheiternden reformis-
tischen Regierungen und 
bieten sich als Alternativen 
dar. So entstehen konter-
revolutionäre Dynamiken, 
die nicht nur errungene 
Fortschritte rückgängig 
machen, sondern darüber 

hinaus grundlegende so-
ziale und demokratische 
Errungenschaften zerstö-
ren können. Das erschüt-
terndste Beispiel dafür ist 
die Machtübernahme Bol-
sonaros in Brasilien. Sein 
Aufstieg ist ohne den Frust 
über die jahrelange Kor-
ruption der einst gefeierten 
„Arbeiterpartei“ PT nicht 
erklärbar.

In „normalen“ Perioden 
scheint der Reformismus 
den Massen als vernünfti-
ger Weg, weil er die Grund-
lagen des Systems, das er 
reformieren will, nicht in 
Frage stellt. Doch die Kon-
frontation, die er mit den 
Auswüchsen des Systems 
eingeht, macht es nötig, ge-
nau diese Grundlagen in 
Frage zu stellen. In diesen 
Perioden fällt der Refor-
mismus notwendigerwei-
se hinter das Bewusstsein 
der Massen zurück: Denn 
nicht mehr die revolutio-
näre Umwälzung scheint 
utopisch, sondern die wei-
tere Reform des Bestehen-
den. Marxist*innen können 
den Erfolg eines Bruches 
mit dem Kapitalismus nicht 
garantieren. Dieser ist von 
vielen Faktoren abhängig, 
nicht zuletzt der Existenz 
einer revolutionären Partei, 
in welcher sich die fortge-
schrittensten Schichten der 
Arbeiter*innenklasse zu-
sammenschließen - und ob 
es gelingt, den Unmut zu ei-
ner internationalen revolu-
tionären Welle zusammen-
zufügen. Garantieren kön-
nen wir nur, dass der refor-
mistische Weg, auch wenn 
er weniger konfrontativ er-
scheint, auf jeden Fall in die 
schmerzhafte, schlimms-
tenfalls blutige Niederlage 
führt.

Sebastian Kugler

Wer die Revolution zugunsten
der Reform ablehnt, wird am 
Ende ohne beides dastehen.

Zum Weiterlesen
Wladimir Iljitsch Lenin: 
Staat und Revolution. 
Mit einer Einleitung von Per-Åke Westerlund
Manifest Verlag 2017.
Staat und Revolution ist die bis heute wichtigste Schrift 
zum marxistischen Verständnis des Staates.
Mit einer aktuellen Einführung.

Marx aktuell
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Sind Reformen, die die 
Auswirkungen des Kapi-
talismus abschwächen, 
möglich? Ganz klar: Ja, 
sind sie. Seit das Kapital 
die bestimmende Macht 
der modernen Gesell-
schaften geworden ist, 
haben die, die das Ka-
pital schaffen, aber von 
ihm beherrscht werden, 
die Arbeiter*innenklasse, 
immer wieder gezeigt, 
dass sie fähig und willens 

sein können, ihre Inter-
essen gegen das Kapital 
durchzusetzen. Abschaf-
fung der Kinderarbeit, Be-
grenzung der Arbeitszeit, 
allgemeine Sozialversi-
cherungen, und sogar das 
Frauenwahlrecht wurden 
durch Arbeiter*innen er-
kämpft, teilweise unter 
Einsatz ihres Lebens.

Nur laufen Reformen 
immer Gefahr, wieder 
rückgängig gemacht zu 
werden. Aber nicht, weil 
eine Mehrheit plötzlich 
mehr arbeiten will oder 
eine allgemeine Kran-
kenversicherung unat-
traktiv geworden wä-
re - sondern weil sie der 
Profit- und Konkurrenz-
logik des Kapitals wider-

sprechen. Wenn Schwarz-
Blau und die Bosse Ös-
terreich „konkurrenz-
fähig“ machen wollen, 
müssen die Möglichkei-
ten für die Reichen, Profi-
te zu machen, vergrößert 
werden. Etwa durch den 
12-Stunden-Tag. Da an-
dere kapitalistische Staa-
ten das gleiche Ziel haben, 
ist es kein Wunder, dass 
in Deutschland nun auch 
die Aufweichung der Ar-

beitszeitgesetze gefordert 
wird. Das heißt, dass im 
globalisierten Kapitalis-
mus wortwörtlich jeder 
Angriff auf eine*n ein An-
griff auf alle ist. Das heißt 
auch, dass auch die wohl-
wollendste Regierung, 
die dem Staatszweck ver-
pflichtet ist, den Kapita-
lismus zu verwalten, den 
Sozialkahlschlag mit-
tragen muss. Es heißt 
schließlich, dass Refor-
men nur erkämpft und 
verteidigt werden kön-
nen, wenn man mit dieser 
Logik bereits im Kampf 
bricht. Wirkliche Refor-
men sind das, was übrig 
bleibt, wenn das System 
sich nur um den Preis die-
ser Zugeständnisse über-

haupt halten kann. Dau-
erhaft werden sich aber 
die Verbesserungen, die 
mit diesen Reformen ver-
bunden sind, nur halten 
können, wenn das Sys-
tem, dem sie aufgezwun-
gen wurden, ganz ge-
stürzt wird – also durch 
eine Revolution.

Eine Revolution ist kein 
Putsch, sondern be-
wusste Selbsttätigkeit 

der Massen. In einer Re-
volution wird die Mehr-
heit der Menschheit 
vom Objekt zum Sub-
jekt der Geschichte. Oh-
ne aktive Beteiligung der 
Arbeiter*innenklasse ist 
eine Revolution heute 
überhaupt nicht denkbar 
– in diesem Sinne ist eine 
Revolution viel demokra-
tischer als die Stellver-
tretungspolitik im Parla-
ment. Trotzdem ist „Revo-
lution“ für viele Menschen 
immer noch verbunden 
mit Gewalt. Doch die Ge-
schichte widerlegt die-
se Verbindung: Revolu-
tionäre Erhebungen der 
Arbeiter*innenklasse wa-
ren und sind ihrem Wesen 
nach nicht blutrünstig, 

ihnen wurde die Gewalt 
von außen aufgezwun-
gen. Sei es die Pariser 
Kommune 1871, die erste 
Arbeiter*innendemokratie 
der Welt, die Russischen 
Revolutionen 1917, die Rä-
terepubliken in Deutsch-
land 1918/19, der Versuch 
eines Sozialismus durch 
Reformen in Chile, genau-
so wie die antistalinisti-
schen Revolutionen in Un-
garn 1956 oder der Tsche-
choslowakei 1968: Was 
immer einen hohen Blut-
zoll gefordert hat, war das 
Gemetzel, das die Herr-
schenden angerichtet ha-
ben, um diese Bewegun-
gen zu unterdrücken.

Die Geschichte birgt al-
so viele Lehren. Nicht al-
le sind den immer neu-
en Massenbewegungen, 
die dieses System immer 
wieder gegen sich auf-
bringt, im Moment der 
Auseinandersetzung prä-
sent. Deswegen brau-
chen die Arbeiter*innen 
eine eigene Partei. Ei-
ne Partei, für die sie 
nicht das Stimmvieh 
von Funktionär*innen 
ist, sondern eine Partei, 
die das Instrument ih-
res Kampfes um Befrei-
ung ist. In einer revolu-
tionären Partei kann die 
Klasse der Arbeiter*innen 
die Lehren der Geschich-
te speichern. Und in Form 
der revolutionären Par-
tei können die am weites-

ten fortgeschrittenen Teile 
der Arbeiter*innenklasse 
in entscheidenden Ausei-
nandersetzungen mit den 
Herrschenden den Weg 
zeigen, wie ihre Macht tat-
sächlich gebrochen werden 
kann: Durch die Enteig-
nung der Kapitalist*innen 
und die Organisation von 
Wirtschaft und Gesell-
schaft durch demokrati-
sche Räte.

Nur so können nicht nur die 
Angriffe des Kapitals zu-
rückgeschlagen werden, 
sondern auch die Basis ge-
schaffen werden für ei-
ne neue Gesellschaft. Eine 
Gesellschaft, in der nicht 
der Profit einer Minder-
heit, sondern die Bedürf-
nisbefriedigung und die 
Entfaltung der Fähigkeiten 
der Mehrheit der Zweck 
gesellschaftlicher Pra-
xis ist. Diese Gesellschaft 
nennen wir Sozialismus, 
und den Prozess, das Ge-
schick in die eigenen Hän-
de zu nehmen, nennen wir 
Revolution. So sehr sich 
der Kapitalismus seit der 
Zeit von Marx und Engels 
verändert hat, diese revo-
lutionäre Idee ist brandak-
tuell – denn die einzige Al-
ternative dazu ist die fort-
schreitende Zerstörung 
von Gesellschaft und Pla-
net durch den Kapitalis-
mus. 

 Oliver Giel und 
Sebastian Kugler

 Reformismus

Revolution? Was ist das?

Ein revolutionärer Sturz des 
Kapitalismus ist nicht nur möglich, 
sondern auch nötig.
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Die Zahl kranker Jugendli-
cher in Österreich nimmt 
zu! 23,93% (Stand 2017) lei-

den an psychischen Er-
krankungen. Auch die Zahl 
körperlich Kranker steigt: 
2018 war von den 18-jähri-
gen jeder 4. bei der Bundes-
heerstellung untauglich.

Am schnellsten wächst 
die Zahl junger Menschen, 
die an Stoffwechselerkran-
kung oder Haltungsschä-
den erkranken. Immer 
mehr betreiben zu wenig 
Sport, leiden an Überge-

wicht und weisen eine ge-
ringe Konzentrationsfä-
higkeit auf. Dass zusätzlich 

auch die Frustrationstole-
ranz im auf Leistung ge-
trimmten Kapitalismus 
schwindet, ist da wenig 
verwunderlich. 

Es ist leicht, die Schuld 
Handies oder Computer-
spielen zuzuschieben, aber 
tatsächlich werden Jugend-
liche aus dem öffentlichen 
Raum vertrieben. Sport- 
und Grünflächen werden zu 
Gunsten milliardenschwe-

rer Prestigeprojekte zube-
toniert. Schulbuffets wer-
den von Privaten ungesund 
und überteuert betrieben. 
Die tägliche Turnstunde 
existiert nur auf dem Pa-
pier und die hochgepriese-
ne Schulautonomie macht 
die Lehranstalten abhän-
gig von Firmen, die mit zu-
ckerhaltigen Softdrinks 
Profite scheffeln. Das Bud-
get für Sanierungsarbeiten 
von z.B. Turnsälen ist meist 
schon zu Beginn des Jahres 
aufgebraucht. Gepaart mit 
Kürzungen und einer im-
mer stärkeren Privatisie-
rung des Gesundheitssys-
tems ist Kranksein vorpro-
grammiert. Da haben De-
mos doch gleich auch einen 
Gesundheitseffekt.

Moritz Erkl

Jugend wird kaputtgespart 

Die Jungen werden immer kränker,
weil den Gesundheitsappellen
keine Taten folgen.

Seit 22. Februar protestie-
ren, marschieren und strei-
ken in Algerien Hundert-
tausende gegen Präsiden-
ten Bouteflika und die Fort-
setzung seiner Herrschaft. 
Bouteflika fungiert seit ei-
nem Schlaganfall 2013 nur 
als Marionette. Tatsächlich 
herrscht eine korrupte Elite 
aus Militär, Wirtschaft und 
seiner Partei (Nationale Be-
freiungsfront).

Die Proteste begannen, 
als Bouteflika ankündigte, 
für eine 5. Amtszeit kan-
didieren zu wollen. Hun-
derttausende strömten zu 
den Massenprotesten, ge-
trieben von der Perspek-
tivlosigkeit und dem dik-
tatorischen Regime. Die 
Jugend (Durchschnittsal-
ter: 28-30 Jahre) kennt kein 
Algerien ohne Boutefli-
ka. Die Zukunftsaussichten 
sind düster angesichts von 
10% Arbeitslosigkeit – un-
ter Jugendlichen noch hö-
her – sowie der enormen 
Ungleichheit zwischen den 
Herrschenden und der nor-
malen Bevölkerung.

Ähnlich wie im arabi-
schen Frühling waren es 
junge Menschen, die die 
Proteste lostraten und 
prägten. Am 4. März leerten 
tausende Studierende die 
Universitäten und dräng-
ten auf die Straßen. Am 11. 
März kündigte Bouteflika 
an, nicht für eine 5. Amts-
zeit zu kandidieren. Zeit-
gleich wurde die Wahl auf 
unbestimmte Zeit ver-

schoben und soll nach ei-
ner „nationalen Konferenz“ 
stattfinden, die das politi-
sche System „reformieren“ 
soll. Da die Wahlverschie-
bung jedoch nur mehr Zeit 
für die Herrschenden be-
deutet, um ihre Macht zu 
sichern, gehen die Proteste 
weiter.

Der Aufstand zeigt, dass 
Widerstand in arabischen 
Ländern unabhängig vom 
islamischen Fundamenta-
lismus möglich ist. Die Be-
wegung braucht allerdings 
ein Programm und demo-
kratische Organisationen 
der Arbeiter*innen und Ju-
gendlichen, um dauerhaf-
te Verbesserungen erkämp-
fen zu können. Das Schei-
tern des „arabischen Früh-
lings“ hat gezeigt, dass es 
nicht reicht, einen Dikta-
tor loszuwerden. Anstel-
le von Hoffnungen in eine 
Reformierung der verrot-
teten politischen Systeme 
braucht es eine sozialisti-
sche und demokratische 
Neuorganisierung der Ge-
sellschaft, die in der Lage 
ist, die sozialen Probleme 
zu lösen und die korrup-
te Elite UND die kapitalis-
tischen Profiteure zu besei-
tigen. Eine Alternative mit 
einem kämpferischen und 
antikapitalistischen Pro-
gramm könnte sich auch in 
andere Länder ausbreiten, 
etwa nach Tunesien, wo es 
Anfang des Jahres ebenfalls 
Massenproteste gab. 

 Moritz Bauer

„Die Frauenbewegung hat mich 
besonders begeistert!“
Ich komme aus einer 
kleinbürgerlichen kon-
servativen Familie. Mei-
ne Eltern sind sehr unpo-
litisch und meine Großel-
tern sehr strenge katho-
lische Menschen. Bei mir 
zu Hause wird nicht über 
Politik geredet, obwohl 
mich Politik und Ge-
schichte immer sehr in-
teressiert haben. Und mir 
ist es wichtig, mich mit 
anderen, die so denken 
wie ich, auszutauschen. 
Ich war 14, als ich erst-

mals über die Frauenbe-
wegung gehört habe und 
ich war begeistert, dass 
da viele Menschen für ih-
re Rechte und für Selbst-
bestimmung kämpfen. 
Meine Gedanken waren 
schon damals: „Ich will 
über mein Leben, über 
meinen Körper alleine 
bestimmen.“ Bei der me-
too Demo, die die SLP und 

„Nicht mit Mir“ im Win-
ter 2017 organisiert ha-
ben, habe ich die SLP das 
erste Mal bewusst wahr-

genommen. Kurz war ich 
dann bei der Linkswende 
aktiv, aber die Frage von 
Frauenu nterd r ück u n g 
und der Kampf dagegen 
waren da kein wirkliches 
Thema. Seit drei Monaten 
bin ich jetzt Mitglied der 
SLP und auch bei Nicht 
mit mir aktiv. Die Stim-
mung und der Umgang 
sind in der SLP solida-
risch und herzlich, so wie 
ich es mir vorstelle. 

Vanessa Kultscher, , 
Schülerin aus Niederösterreich

Algerien: Proteste 
gegen Bouteflika

Der australische Senator Fraser Anning verteidig-
te den rechtsextremen Terroranschlag in Christ-
church, bei dem 50 Menschen starben. Er gab so-
gar Muslimen die Schuld dafür, dass sie ermordet 
werden. Daraufhin zerschlug ein 17jähriger ein Ei 
auf Annings Kopf – und wird seither als „Egg-Boy“ 
gefeiert.

Brandstifter des Monats
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In deutschen Städten feh-
len derzeit eine Million 
Wohnungen. Gleichzei-
tig stehen zwei Millionen 
Wohnungen - davon vie-
le aus spekulativen Grün-
den - leer. 600.000 bau-
reife Bauplätze bleiben aus 
spekulativen Gründen un-
bebaut. Die Mieten explo-
dieren. Hohe Mieten gel-
ten in den Städten als Ar-

mutsrisiko Nummer Eins.
In Deutschland formiert 
sich eine Mietenbewe-
gung. Bei vielen Woh-
nungsgesellschaften gibt 
es Mieter*inneninitiativen, 
die angefangen haben, sich 
bundesweit zu vernetzen. 
Breite Bündnisse von Mie-
terinitiativen, Gewerk-
schaften, Wohlfahrtsver-
bänden haben große De-
monstrationen organisiert. 
Die größten Demonstra-
tionen gegen den Mieten-
wahnsinn gab es 2018 in 
Berlin und München mit 
25.000 bzw. 11.000 Betei-
ligten. Am 6. April 2019 
gibt es in Berlin, Köln und 
Stuttgart erneut Demons-
trationen. Am selben Tag 
startet in Berlin das Volks-
begehren „Deutsche Woh-
nen & Co enteignen“. Es 
fordert die Enteignung al-

ler privaten Immobilien-
unternehmen mit mehr als 
3.000 Wohnungen. Nach 
einer repräsentativen Um-
frage unterstützen in Ber-
lin 54,8% der Bevölke-
rung die Enteignung von 
Großvermieter*innen. Im-
mobilienhaie und bürger-
liche Presse wittern die 
„Rückkehr des Sozialis-
mus“.

Die Mietenproteste und 
die Forderung nach Ent-
eignung sind die Reaktion 
darauf, dass Wohnungen 
im neoliberalen Kapitalis-
mus zum Spekulationsob-
jekt verkommen sind und 
die Mieten explodieren. Der 
Finanzmarkt kontrolliert 
den Wohnungsmarkt. Mehr 
als eine Million Wohnun-
gen in Deutschland befin-
den sich inzwischen unter 
der direkten Kontrolle von 
finanzmarktorientierten 
Fondsgesellschaften und 
Börsenkonzernen. Das ist 
das Ergebnis des Verkaufs 
von Wohnungen, die einst 
im Eigentum des Bundes, 
der Länder und der Kom-
munen oder als Werks-
wohnungen im Besitz von 
Unternehmen waren. Ei-
ne Folge davon war, dass 
sich die VONOVIA inner-

halb von nur zwanzig Jah-
ren aus dem Nichts zum 
größten deutschen Immo-
bilienkonzern aufbauen 
konnte und inzwischen auf 
Einkaufstour ins europä-
ische Ausland geht. Letz-
tes Jahr hat sich die VO-
NOVIA die österreichische, 
ehemals staatliche Woh-
nungsgesellschaft Buwog 
mit 49.000 Wohnungen für 

5,2 Milliarden Euro unter 
den Nagel gerissen. Die Bu-
wog-Mieterinnen werden 
nun ebenfalls zu Opfern der 
aggressiven renditeorien-
tierten Geschäftspolitik der 
VONOVIA und sollten sich 
dagegen wehren und orga-
nisieren. 2018 hat die VO-
NOVIA ihren Gewinn um 
15,8% auf 1.07 Milliarden 
Euro gesteigert. Von jedem 
Euro Miete flossen 38 Cent 
an die Aktionär*innen.

Die zahlreichen öffentlich-
keitswirksamen Protes-
te und erst recht das Ber-
liner Volksbegehren zur 
Enteignung haben die The-
men Wohnungsnot, Mie-
tenwahnsinn und Gentri-
fizierung zu einem zent-
ralen öffentlichen Thema 
gemacht. Politik und Im-
mobilienunternehmen sind 

unter Druck. Allerdings 
gab es bisher nur kosmeti-
sche Veränderungen und 
Absichtserklärungen. Die 
Mieten steigen weiter, Men-
schen werden weiter aus ih-
ren Quartieren vertrieben. 
Häuser mit erhaltenswer-
ter Bausubstanz und noch 
bezahlbaren Mieten wer-
den zugunsten von Eigen-
tums- oder teureren Miet-
wohnungen abgerissen. 
Modernisierungen bleiben 
für die Vermieter*innen 
Gelddruckmaschinen und, 
weil sie die Mieten erhöhen, 
Horror für die Mieter*innen. 
Der Widerstand muss des-
halb noch größer, breiter, 
lauter und entschlosse-
ner werden. Nach lokalen 
und regionalen Demons-
trationen wäre eine bun-
desweite Großdemonstrati-
on gegen den Mietenwahn-
sinn in Berlin ein wichtiger 
Schritt im weiteren Auf-
bau einer bundesweiten 
Mieter*innenbewegung. In 
Mieterinitiativen wird be-
reits über die kollektive 
Weigerung von Mieterhö-
hungszahlungen diskutiert.

Die Partei DIE LINKE hat 
das Thema Wohnen zu ei-
nem Kampagnenschwer-
punkt gemacht. Im Ap-
ril 2018 hat der Parteivor-
stand DIE LINKE auf Antrag 
des Parteivorstandsmit-
glieds und SAV-Mitglieds 
Lucy Redler und weiteren 

Mitgliedern der Antika-
pitalistische Linken (lin-
kes Bündnis in der LIN-
KEN, Anm.) die Forde-
rung nach „Überführung 
der VONOVIA in Gemein-
eigentum durch Enteig-
nung“ beschlossen. Ent-
schädigung soll es nach 
diesem Beschluss nur für 
Kleinaktionär*innen ge-
ben. Am 11. März 2019 war 
Lucy Redler als Vertreterin 
von DIE LINKE in die ARD-
Talkshow „hart aber fair“ 
eingeladen und konnte vor 
einem Millionenpublikum 
für die Enteignung argu-
mentieren.

In verschiedenen Städ-
ten sind SAV-Mitglieder in 
der Mietenbewegung ak-
tiv. Wir setzen uns in DIE 
LINKE dafür ein, dass die 
Partei eine aktive Rolle da-
bei spielt, die Mietenbe-
wegung weiter aufzubau-
en und dabei antikapita-
listisches und sozialisti-
sches Bewusstsein schafft. 
Im April erscheint die SAV-
Broschüre mit dem Titel 
„Keine Profite in der Mie-
te – sozialistisches Pro-
gramm gegen Wohnungs-
not und Mietenwahnsinn“, 
die ein Programm und eine 
Kampfstrategie vorschlägt.

Ursel Beck, 
Aktivistin

 in Mieter*inneninitiativen, 
SAV Stuttgart, 

www.sozialismus.info

Das Gespenst von Enteignung und 
Sozialismus geht um! 

Deutschland: Mieter*innen 
im Widerstand
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In den USA ist das Bildungs-
wesen einer der wenigen 
Bereiche, die sich weitge-
hend in öffentlicher Hand 
befinden. Jedes Jahr wer-
den mehr als 1.000 Mil-
liarden US-Dollar aus-

gegeben. Das wollen die 
Kapitalist*innen gerne 
privatisieren. Seit Beginn 
der Wirtschaftskrise ist 
das eines der Hauptziele 
der Kürzungspolitik.

Gegen diese Bestrebun-
gen stehen Lehrer*innen, 
die der am besten or-
ganisierte Teil der 
Arbeiter*innenklasse in 

den USA sind, auf. Wäh-
rend insgesamt nur 10% 
der Beschäftigten bei der 
Gewerkschaft sind, sind 
es bei Lehrer*innen über 
40%. An vielen Orten ha-
ben sie Basisgruppen auf-

gebaut, um sich auf loka-
ler Ebene zu organisie-
ren. In einigen Städten 
wie Los Angeles und Chi-
cago haben diese Struk-
turen sogar die Führung 
ihrer Gewerkschaften er-
rungen. Sie haben sich an 
Schüler*innen, Eltern und 
die umliegenden Stadt-
teile gewandt und mit ih-

ren Forderungen brei-
tere Schichten von Be-
schäftigten angesprochen 
(insbesondere berufstä-
tige Eltern). So haben die 
Lehrer*innen breite Un-
terstützung gefunden. 
Sie haben sich nicht auf 
Bürokrat*innen der Ge-
werkschaften oder "wohl-
wollende" Politiker*innen 
verlassen, sondern viel 
mehr auf ihre eigene 
Kraft, indem sie zur Waf-
fe des Streiks gegriffen ha-
ben.

Es ist wichtig, dass die 
meisten dieser Streiks kla-
re Siege errungen haben. Es 
ist ein Schlag gegen Trump 
und jene, die die Bildung 
„reformieren“ wollen und 
ein Signal an den Rest der 
Arbeiter*innenklasse, dass 
es möglich ist, zu kämpfen 
und zu gewinnen.

Brettros

USA: Den Bossen eine Lehre!

GB: Streiks in Birmingham

Über 100.000 Lehrer*innen haben für 
bessere Bezahlung, kleinere Klassen 
und gegen Privatisierung gestreikt.

Die Präsidentschaftswah-
len vom 23.2. und die Gou-
verneurs- und Regional-
wahlen am 9.3. haben die 
Unzufriedenheit mit Ni-
gerias korrupter kapita-
listischer Elite gezeigt. 
Zwar wurde Muhamma-
du Buhari vom All Pro-
gressives Congress (APC) 
wiedergewählt – jedoch 
nur, weil viele die 16 Jah-
re Korruption und Miss-
wirtschaft der Peoples De-
mocratic Party (PDP) noch 
im Gedächtnis haben. Nur 
35,6% wählten überhaupt. 
Bei den Gouverneurswah-
len konnten der APC seine 
Gebiete im Norden und die 
PDP ihre im Süden halten. 
Aufgrund der ungelösten 
sozialen Probleme und der 
ethnischen Zersplitterung 
auch des politischen Sys-
tems sind weitere Konflik-
te nicht ausgeschlossen. 

Den nigerianischen 
Massen ist klar: Egal wel-
che Vertreter*innen der 
Herrschenden sie wäh-
len, die Last des kapita-
listischen Elends und die 
Krisen der ölabhängigen 
Wirtschaft werden auch 
weiterhin auf sie abge-
wälzt. Auch die durch die 
ökonomische Misere an-
gefeuerten Konflikte im 
Niger Delta, mit Boko Ha-
ram oder auch zwischen 
Hirten und Ackerbauern 
können von ihnen nicht 
beendet werden.

Um die Probleme zu lö-
sen, wäre eine ganz andere 
Partei und eine ganz ande-

re Politik nötig. Es braucht 
eine Massenpartei der Ar-
men und Arbeiter*innen, 
die auf Basis eines sozialis-
tischen Programms für die 
Verteilung des vorhande-
nen Reichtums des Landes 
auf alle kämpft. Um dies 
voranzutreiben, gründe-
te unsere Schwesterorga-
nisation Democratic So-
cialist Movement (DSM) 
mit Aktivist*innen u.a. aus 
Gewerkschaften bereits 
2013 die Socialist Party of 
Nigeria (SPN). Nach jahre-
langem Kampf gegen das 
undemokratische Wahl-
system wurde die Partei 
2017 registriert und konnte 
nun endlich an den Wah-
len teilnehmen. Eine der 
zentralen Forderungen ist 
die Vergesellschaftung der 
wichtigsten Sektoren der 
Wirtschaft. Dies ist not-
wendig, um zum einen 
den Reichtum aus dem Öl 
nicht für die korrupte Eli-
te, sondern für Investitio-
nen in Infrastruktur, Spi-
täler, Schulen und ordent-
liche Löhne zu verwenden, 
aber auch um die Abhän-
gigkeit vom Öl zu durch-
brechen. Für Mandate hat 
es diesmal nicht gereicht 
- doch gelang es, Unter-
stützung innerhalb der 
Gewerkschaften aufzu-
bauen und über 200 neue 
Mitglieder zu gewinnen. 
Ein wichtiger Schritt, der 
nun ausgebaut wird durch 
die kommende Arbeit der 
SPN. 

Lukas Kastner

Wahlen in 
Nigeria

Die Beschäftigten der Müll-
abfuhr, die bereits 2017 
gestreikt hatten, ta-
ten es am 19./20.2. wie-
der: Gegen Repression. 
Es war die Eskalation ei-
nes länger andauernden 
Kampfes - die Gemeinde 
hatte 2017 Streikende auf 
eine schwarze Liste ge-
setzt und Geheimzahlun-
gen für Streikbruch getä-
tigt. Damals ging es um 
Personalabbau. Ebenfalls 
gestreikt gegen Kürzun-
gen und Privatisierung 
haben die Pflegekräfte 

in Birmingham. Sie hat-
ten 2018 bereits 40 Streik-
tage gesammelt. Die Ar-
beitskämpfe wurden vom 
kämpferischen Betriebs-
rätenetzwerk NSSN und 
der Socialist Party (CWI in 
England und Wales) un-
terstützt, u.a. durch So-
lidaritätsaktionen und 

-veranstaltungen, um die 
Kämpfe zu verbinden. Die 
SP fordert, dass sämtliche 
Kürzungen gestoppt und 
die Repressionen zurück-
genommen werden. 

www.socialistparty.org.uk

Quebec: Löhne & Inflation
Nachrichten aus dem Komitee für eine ArbeiterInnenInternationale (CWI)

Die Delegierten der Gesund-
heitsgewerkschaft FSSS 
fordern für die kommen-
den Kollektivvertragsver-
handlungen für die 90.000 
Beschäftigten im Ge-
sundheitssektor in Que-
bec/Kanada eine „gleiten-
de Lohnskala“. Diese au-
tomatische Anpassung der 
Löhne und Gehälter an die 
Inflation (Verhandlungen 
nur für das darüber hin-
aus) gab es bis in die 1980er 
Jahre. Die jetzige Initiative 
wurde von SECHUM ein-
gebracht, einer Gewerk-

schaft von Spitalsbeschäf-
tigten in Montreal, wo So-
cialist Alternative (CWI 
in Quebec) seit mehreren 
Jahren aktiv ist. Die jah-
relange Kampagne von SA 
für einen Mindestlohn von 
15 Dollar und automatische 
Inflationsabdeckung er-
hielt 22.000 Unterschrif-
ten. Die Gewerkschafts-
führung versucht, die For-
derungen zu verhindern, 
doch diese werden nun 
unter den Beschäftigten 
diskutiert. 

www.alternativesocialiste.org

Spanien
Am 23./24.2. fand der 19. 
Kongress von Sindica-
to de Estudiantes statt, 
der Organisation der 
Schüler*innen, organisiert 
von Izquierda Revolucio-
naria (CWI in Spanien). 200 
Jugendliche aus ganz Spa-
nien diskutierten über die 
Verteidigung des öffent-
lichen Bildungssystems, 
den Kampf von Frauen, die 
Klimastreiks, den Kampf 
gegen staatliche Repressi-
on und die Überwindung 
des Kapitalismus.

 sindicatodeestudiantes.net
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Sozialismus statt Illusion des 
„Grünen Kapitalismus“
Die wissenschaftlichen Fak-
ten zur Klimakrise sind 
seit Jahrzehnten bekannt. 
Die wirklich notwendigen 
Maßnahmen, um eine re-
alistische Chance zu ha-
ben, das 1,5°C-Ziel von Pa-
ris halbwegs einzuhalten, 
auch: Wir müssen ab sofort 

alle zehn Jahre den globa-
len Ausstoß von Treibhaus-
gasen mehr als halbieren 
und ab 2050 dürfen gar kei-
ne Treibhausgase emittiert 
werden. 

Das steht in komplettem 
Widerspruch zu dem, was 
die Regierungen unterneh-
men, nämlich wenig bis 
nichts. Sie behaupten, dass 
Umweltschutz und „Wirt-
schaft“ Hand in Hand gehen 
könnten, beschwören einen 
„Grünen Kapitalismus“ und 
betonen, dass jede*r Einzel-
ne etwas gegen die Klimak-
rise tun soll. Wenn wir al-
le Bio kaufen und auf Öko-
strom umstellen, schaukeln 
wir das schon. Da wir na-
türlich weiter konsumie-
ren sollen, sonst würde ja 
die Wirtschaft leiden, kön-
nen wir den CO2-Ausstoß 
kompensieren, dafür wer-
den z.B. ein paar Bäume in 
Südamerika gepflanzt (was 
häufig zu Lasten der loka-

len Bevölkerung geht, die 
von ihrem Land vertrieben 
wird). Dieser Ablasshandel 
soll unser Gewissen beru-
higen und schützt die gro-
ßen Konzerne davor, ihre 
Produktion umzustellen.

Es ist zwar sinnvoll, den 
Fleischkonsum zu redu-

zieren (die Produktion von 
Rindfleisch verursacht 50-
mal mehr Treibhausgase als 
die von Getreide) und wenn 
möglich Bahn, Öffis und 
Rad statt Flieger und Au-
to zu nehmen, aber das ist 
nicht die Lösung. Der Fokus 
auf individuelle Konsum-
entscheidungen lenkt vom 
wirklichen Problem ab.

Die Klimakrise kann 
nicht durch „Grünen Ka-
pitalismus“ gelöst werden.
Dieser ist der Versuch, die 
Ursachen eines Problems 
als dessen Lösung darzu-
stellen. „Grüner Kapitalis-
mus“ ist die Illusion, dass 
auf Basis der existieren-
den Marktmechanismen 
und Warenstruktur ernst-
hafter Umweltschutz mög-
lich wäre. Es wird so ge-
tan, als wäre Umweltschutz 
ein Zusatzstoff, der jedem 
Produkt zugefügt werden 
könnte, ohne die Grund-
pfeiler, kapitalistisches 

Wachstum und Profitstre-
ben sowie daraus sich er-
gebend Planlosigkeit und 
Überproduktion, zu verän-
dern. In Kombination mit 
erbarmungsloser Konkur-
renz führt das dazu, dass 
ernsthafter Umweltschutz 
nicht wettbewerbsfähig ist 
und damit nicht im nöti-
gen Ausmaß wirksam sein 
kann. Umweltschutzaufla-
gen werden von den Kon-
zernen angegriffen und so-
lange verwässert, bis sie 
marktkonform sind. Der 
Emissionshandel ist das 
beste Beispiel. Dieser hat 
u.a. in der EU und Austra-
lien großen umweltschäd-
lichen Konzernen durch die 
Vergabe der CO2-Zertifika-
te Gewinne und gleichzei-
tig den Staaten Verluste be-
schert.

Laut der britischen Zei-
tung The Guardian sind 100 
Konzerne für 71% der glo-
balen Treibhausgasemissi-
onen seit 1988 verantwort-
lich. Die Regierungen ha-
ben kaum Vorschriften und 
Verbote und keine effekti-
ve CO2-Steuer eingeführt. 
Sie schützen die Konzer-
ne - Wachstum und Pro-
fit dürfen nicht in Frage ge-
stellt werden. Das führt zur 
perversen Situation, dass 
Österreich und die EU kli-
maschädliche Industrien 
mit Milliarden fördern. Al-
lein in Österreich belaufen 
sich die um-weltschädli-

chen Subventionen auf 3,8-
4,7 Mrd. € pro Jahr. Die EU 
zahlt jährlich Subventionen 
von 58 Mrd. € für Kohle-
kraftwerke und durch feh-
lende Kerosin-Steuern ver-
liert sie Einnahmen von 30-
40 Mrd. €. Indirekt bezah-
len so wir alle für die Profite 
der Konzerne und bekom-
men im Austausch dafür 
die Klimakrise. Das ist aber 
kein Alleinstellungsmerk-
mal konservativer-rechts-
außen Regierungen. In Be-
zug auf den Bau der 3. Pis-
te am Flughafen Schwechat 
war Ex-Kanzler Kern der 
Meinung „es könne nicht 
sein, dass vage Begriffe wie 
Klimaschutz ein solches 
Projekt zu Fall bringen.“

Das alles zeigt, dass wir 
den Regierungen nicht ver-
trauen können. Sie vertre-
ten nicht unsere Interessen. 
Diese Einsicht ist beson-
ders wichtig angesichts der 
aktuellen Klimastreik-Be-
wegung. Slogans wie „wir 
streiken bis ihr handelt“ 
und „Systemwandel statt 
Klimawandel“ sind grif-
fig und zeigen die zum Teil 
radikale Haltung der Be-
wegung. Gleichzeitig gibt 
es aber auch bei vielen die 
Hoffnung, dass dieser Sys-
temwandel mit den jetzigen 
Parteien möglich wäre. Das 
ist eine Illusion. Der Staat 
ist nicht neutral, sondern 
indirekter Ausdruck und 
Verteidiger der kapitalisti-
schen Verhältnisse.

Die Einhaltung des 1,5°C-
Zieles erfordert derart fun-
damentale Veränderungen 
von Industrie, Infrastruk-
tur und Landwirtschaft, 
dass diese bei weitem den 
Rahmen dessen sprengen, 
was in diesem System mög-
lich ist. Wir müssen u.a. 
den Verkehr von der Straße 
auf die Schiene verlagern, 
die Energieversorgung von 
fossilen Brennstoffen auf 
100% erneuerbare Energi-
en umstellen und die Wirt-
schaft planen, um Produkte 
langlebiger und Produkti-
on nachhaltiger zu machen. 
Um die Klimakrise wirklich 
zu bekämpfen, brauchen 
wir ein grundlegend ande-
res System: Eines, das sich 
an den Bedürfnissen von 
Mensch und Natur orien-
tiert und auf allen Ebenen 
demokratisch organisiert 
ist. Als erstes müssen die 
100 größten Treibhausgas-
Emittenten vergesellschaf-
tet und unter demokrati-
sche Kontrolle jener gestellt 
werden, die nicht von Pro-
fiten, sondern ganz norma-
ler Arbeit leben. Denn über 
das, was uns als Gemein-
schaft gehört, können und 
müssen wir auch als Ge-
meinschaft entscheiden. 
Nur dann können wir die 
oben beschriebenen Maß-
nahmen auch umsetzen.

 Philipp Chmel
Mehr auf slp.at: 

 Fragen und Antworten: 
Können wir die Welt noch retten?

Widerstand ist keine Ware, 
der Kampf um das Klima keine
neoliberale Geschäftsidee.
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1 Undemok rat ische 
Zusammensetzung. 
Die UNO besteht 

mittlerweile aus 193 Mit-
gliedern in der General-
versammlung. Mitspra-
cherecht (und gegensei-
tiges Vetorecht) haben 
seit der Gründung 1945 

aber nur die fünf stän-
digen Mitglieder des Si-
cherheitsrates (China, 
Frankreich, Großbritan-
nien, Russland, USA). 
Demokratische Entschei-
dungen gibt es nicht.

2 K r i e g sm a n d ate. 
Entgegen der Mei-
nung, dass die 

UNO ein Friendenspro-
jekt ist, sind schon seit 
den 1950er Jahren Man-

date für militärische Ein-
sätze (Koreakrieg, drei 
Golfkriege, Ex-Jugos-
lawien, …) erteilt wor-
den. Diese Interventio-
nen richten sich nach den 
Interessen (z.B. Öl) der 
Großmächte des Sicher-
heitsrates.

3 Auslöser von Un-
gleichheit. Institu-
tionen wie der IWF 

oder die WTO sind eng mit 
der UNO verwoben und 
sorgen maßgeblich für 
wirtschaftliche Ungleich-
heit, Armut und Ausbeu-
tung. Dabei werden Um-
weltfaktoren wie Tier-
schutz oder Reinhaltung 
der Luft als „Handels-
hemmnisse“ eingestuft.

4 Ablenkung und Il-
lusionen. Neben-
organe der UNO 

wie das Kinderhilfswerk 
(UNICEF) oder UNO-
Botschafter*innen kritisie-
ren Armut, Frauenunter-
drückung oder Umweltzer-
störung – Missstände, an 
denen die UNO Mitschuld 
trägt. So wird ein kritisches 
Mäntelchen umgehängt, 
um Menschen vom wirkli-
chen Kampf gegen die Un-
gerechtigkeit abzuhalten! 

5 Institution des Ka-
pitalismus. Die UNO 
ist eine Organisati-

on, wo die Herrschenden 
versuchen, ihre Profit- und 
Machtinteressen internati-
onal abzustimmen. Es wird 
versucht, eine Rechtferti-
gung zu schaffen und sich 
moralisch zu legitimieren. 
Kriege werden so nicht ver-
hindert. Frieden kann so 
nie geschaffen werden.

Stefan Brandl 

Fünf Gründe, warum...

... die UNO kein 
Friedensprojekt ist.

 F Schluss mit Arbeitslo-
sigkeit, Lohnkürzung 
& Schikanen gegen 
Arbeitslose. Mindestlohn 
& Mindestpension 
von 1.700 € Brutto & 
Arbeitszeitverkürzung 
auf 30 Stunden pro 
Woche – d.h. Verteilung 
der vorhandenen Arbeit 
auf Alle bei vollem Lohn. 
Unbefristetes Arbeits-
losengeld und Pension 
dürfen nicht unter dem 
Mindestlohn liegen.
 F Kapitalismus bringt 
immer wieder Krisen! 
Statt Subventionen und 
Rettungen aus unseren 
Steuern für Banken & 
Konzerne wollen wir ein 
öffentliches Investitions-
programm bei Gesund-
heit, Bildung, Wohnen, 
Umwelt & Verkehr.
 F Der Kampf für 
Frauenrechte ist für 
uns Teil des Kampfes 
für eine sozialistische 
Gesellschaft! Für eine 
gerechte Entlohnung und 
Verteilung der bezahlten 
und unbezahlten Arbeit! 
Flächendeckende 
kostenlose Betreuung 
von Kindern und 
Pflegebedürftigen durch 

bezahlte Fachkräfte. 
Schluss mit Sexismus und 
Gewalt gegen Frauen!
 FWir mobilisieren gegen 
die Angriffe der radikalen 
Abtreibungsgegner auf das 
Selbstbestimmungsrecht 
von Frauen! Möglichkeit 
auf kostenlosen Schwan-
gerschaftsabbruch in 
öffentlichen Spitälern in 
allen Bundesländern.
 F Schluss mit rassistischen 
Gesetzen und Abschie-
bungen! MigrantInnen 
sind nicht die Ursache 
für soziale Probleme. 
Gemeinsamer Kampf von 
ÖsterreicherInnen und 
MigrantInnen für die volle 
rechtliche, politische und 
soziale Gleichstellung aller 
hier lebenden Menschen.
 F Die Jugend braucht eine 
Zukunft. Statt Kürzungen 
und Privatisierung mehr 
Geld für Bildung, die sich 
nicht an den Interessen 
der Wirtschaft orientiert, 
sondern kritische und 
selbständige Menschen 
zum Ziel hat. Garantierte 
Lehrstellen & Jobs, von 
denen man leben kann, 
leistbare Wohnungen und 
Freizeiteinrichtungen 
ohne Konsumzwang.

 F Schluss mit der Diskrimi-
nierung, Stigmatisierung 
und Behinderung 
von Menschen mit 
besonderen Bedürfnissen. 
Für das Recht auf 
Selbstorganisierung und 
Selbstbestimmung.
 FVolle Gleichberechtigung 
für Schwule, Lesben, 
Transgenderpersonen 
& Bisexuelle
 F Nein zu polizeistaatlichen 
Methoden und privaten 
Sicherheitsdiensten, die 
nur die Interessen des 
Kapitals schützen. Statt 
auf Überwachungsstaat 
und Aufrüstung setzen 
wir auf soziale Sicherheit. 
 F Sozialpartnerschaft 
bedeutet besonders heute 
Verschlechterungen. 
Statt Privilegien und 
Bürokratie im ÖGB 
für kämpferische 
und demokratische 
Gewerkschaften.
 F Faschistische und rechts-
extreme Organisation wie 
Burschenschaften & auch 
die FPÖ sind eine reale 
Bedrohung für Migran-
tInnen, Gewerkschafte-
rInnen & Linke. Dagegen 
braucht es entschlos-
senen Widerstand 

und den Aufbau einer 
politischen Alternative!
 F SPÖ und Grüne sind 
diese Alternative nicht. 
Sie können die rechte 
Gefahr nicht stoppen.
Wir wollen keine 
StellvertreterInnen-
politik, sondern wir 
brauchen eine neue 
starke, kämpferische 
sozialistische Partei für 
ArbeiterInnen, Arbeits-
lose & Jugendliche, 
deren VertreterInnen 
keine Privilegien haben.
 F Hunger, Krieg, Umwelt-
zerstörung, Armut & 
Verschuldung sind die 
Folge neokolonialer 
Politik im Interesse 
von Konzernen. Keine 
Zusammenarbeit 
oder Mitgliedschaft 
in imperialistischen 
Militärbündnissen. Nur 
internationale Solida-
rität & Zusammenarbeit 
der ArbeiterInnenbewe-
gung kann Frieden und 
ein menschenwürdiges 
Leben für Alle schaffen.
 F Keine Privatisierung 
der Gewinne und 
Verstaatlichung der 
Verluste. Es reicht nicht, 
die Finanzmärkte zu 

regulieren und inter-
nationale Institutionen 
wie EU, IWF & Weltbank 
zu reformieren. Wir 
brauchen eine echte 
Alternative zum Kapita-
lismus. Darum sind wir 
für die Überführung der 
Banken & Konzerne in 
öffentliches Eigentum 
unter demokratischer 
Kontrolle & Verwaltung 
der Beschäftigten & 
der Gesellschaft.
 F Kapitalismus bedeutet 
Umweltzerstörung und 
Chaos. Nachhaltigkeit 
und Wohlstand durch 
eine demokratisch 
geplante Wirtschaft, die 
von gesellschaftlichen 
Bedürfnissen und nicht 
von Aktienkursen & 
Profiten bestimmt wird.
 F Eine revolutionäre 
Veränderung ist 
notwendig. Lediglich 
Reformen führen zu 
keinen grundlegenden 
Verbesserungen. Die 
ArbeiterInnenbewegung 
& die Jugend sind Kräfte, 
die den Bruch mit dem 
Kapitalismus & eine 
demokratische, sozi-
alistische Gesellschaft 
erkämpfen können.

Sozialistische LinksPartei  Wofür wir stehen

Fans des FC Liverpool sind am 15.4.89 beim FA Cup in 
Hillsborough/Sheffield. Die Polizei leitet sie im al-
ten Stadion in einen völlig überfüllten Block. Mas-
senpanik bricht aus. Erst als es einigen gelingt, sich 
aufs Spielfeld zu retten, wird das Spiel unterbrochen 
und die Tore geöffnet. 94 Menschen sind bereits tot. 
Rechte Presse und Tory Regierung unterstellen, 
dass helfende Polizisten angegriffen, auf Tote uri-
niert und sterbende Frauen vergewaltigt werden. 
Erst nach 23 Jahren zeigt ein Untersuchungsbericht 
die wirklich Schuldigen in Polizei und Politik. Auch 
heute „testet“ die Polizei Repressionsmaßnahmen 
an Fußball-Fans, wie im Kessel beim Wiener Derby 
im Dezember.

Ali Kropf

Vor 30 Jahren...
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Der 15. März war ein in-
ternationaler Aufschrei 
der Jugend gegen die 
Zerstörung des Planeten. 

Politiker*innen versu-
chen, die Bewegung „zu 
Tode zu umarmen“ oder 
die Jugendlichen als ir-
regeleitet darzustellen. 
Doch die Jugend wird 

keine Ruhe geben. Sie ist 
politischer als den Herr-
schenden recht ist und 
sucht nach einem Aus-

weg aus der Klimakrise. 
Jetzt geht es darum, den 
nächsten Schritt zu ge-
hen: Wir brauchen Pro-
gramm und Struktur für 
die Bewegung.

Es gibt viele gute For-
derungen wie Aus-
bau der Öffis oder Aus-
stieg aus fossilen Brenn-

stoffen. Aber wie kom-
men wir dorthin und 
wie soll das finanziert 
werden? Appelle an die 
Politiker*innen werden 
das nicht bewirken. Die 

SLP schlägt eine offe-
ne Diskussion über ver-
schiedene Vorschläge 
und Ideen in der Bewe-
gung vor. Nicht durch ei-
ne scheinbare „Überpar-
teilichkeit“, sondern in-
dem klar wird, wer wo-
für steht. Wir haben das 
Recht, alle Vorschlä-
ge zu kennen. Und wir 
brauchen demokrati-
sche Strukturen, getra-
gen von regionalen und 
Schulkomitees, in denen 
die Aktivist*innen selbst 
entscheiden! 

Weg mit dem Klimakiller 
Kapitalismus!

Nicht nur freitags, sondern jeden Tag 
für unsere Zukunft kämpfen!

Termin
Klimakrise

 und Frauen
Zerstörung der Lebens-
grundlagen, klimaver-
träglich leben, essen & 
putzen -Frauen sind be-
sonders betroffen - "Nicht 
mit mir" und SLP laden 
zur Diskussion.

Mo., 8.04.2019 
um 1830 Uhr

„Zypresse“, 
Westbahnstr. a

GRAZ

SLP-Ortsgruppe  
jeweils Montag, 1900 Uhr  
im ‘Café Stockwerk’ 
Jakominiplatz 18

LINZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Dienstag, 1800 Uhr 
im ‘Alte Welt’  
Hauptplatz 4

SALZBURG-STADT

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Freitag, 1900 Uhr 
im ‘Shakespeare’ 
Hubert-Sattler-Gasse 3 
(Nähe Mirabellplatz)

VÖCKLABRUCK

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Mittwoch, 1800 Uhr 
im ‘Café Mayr’ 
Bahnhofstraße 1

WIEN

SLP Wien West 
jeweils Montag, 1800 Uhr 
in der  
‘Zypresse’ 
7; Westbahnstraße  35a 
(Nähe Urban Loritz-Platz)

SLP Brigittenau 1 
jeweils Dienstag, 1830 Uhr 
im SLP-Büro 
20; Pappenheimgasse 2/1 
(Bei "Büro" läuten)

SLP Brigittenau 2 
jeweils Donnerstag, 1830 Uhr 
im SLP-Büro 
20; Pappenheimgasse 2/1 
(Bei "Büro" läuten)

Treffpunkte


